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ftnb feine mebr übrig geblieben als biejenigen ber Strmen«

unb SormunbfdjaftSpflege; unter gewiffen gefefelidjen Se«

fcbtänfungen baben fte afle ftaatliajen Umwälgungen übetbauett.

Sie im aUgemeinen muftetbafte ©ewiffenbaftigfett in Sefotgung
biefet wichtigen Steige beS ©emeinbebauSbatteS baben in ber

öffentltcben SJteinung eine fotoje Slebtung unb Slnetfennung
bet ftabtburgerttdjen Grfüllung ber babertgen SfKdjten bewirft,
baß faft in jeber ber in neuetet Seit fo gabtretdjen SutgettedjtS*
Bewerbungen biefet Sotgug als Seweggrunb ber Stitmelbung

berborgeboben wirb. SJtögcn bie ©efellfdjaften jebetgeit eifet*

füdjttg biefe Gbte bewahren unb beS SdjufeeS beS Staates

würbig bleiben!

IV. Kurgetredjtsermerliung; flnnatjme ber $efelTfcfjaft
unb tjjre Urganifatton.

1. 3>urgcrre<J)t3ertt>erbung unb ©efcOfcBaftSannafimc.

So lange bie Sotmäßigfett bet Stabt auf ben Umfang

ibrer Singmauetn unb etneg tteinen ©ebieteS außetbalb bei*

felben befdjtänft wat, lag eS in ihrem eigenften Snteteffe bie

Sutgetfdjaft möglidjft gu »etmebten, um babutd) eine gtößete

Sabt ftteitbatet SJtannfdjaft gegen gabtteidje unb mächtige

geinbe ftdj gu »etfdjoffen. Sah« wutbe bie Gtwetbung beS

SurgerredjteS Sebem, ber in ber Stabt ftd) anftebeln unb gur

GrfüUung ber gufommenben Obliegenbeiten ftet) »etpfliebten

moUte, unter ben teidjteften Sebingungen «öffnet. SiefeS

Softem bebielt audj in fpätetn Seiten, als bie Stabt beteitS

ein bebeutenbeS ©ebiet «langt hatte, nicht fowobl wie anfangs

auS militätifdjen, als bietmebt aus finangiellen Südftdjten,

ba Stiegggüge unb befonbetg bie ©ebietgetweibungen große,

oft brüdenbe Steuern erforberten, unb bah« eine Set*

mebtung bet ©teuetpfliajtigen wünfdjbar madjten, feine

7«

sind keine mehr übrig geblieben als diejenigen der Armen-

und Vormundschastspflege; unter gewissen gesetzlichen

Beschränkungen haben sie alle staatlichen Umwälzungen überdauert.

Die im allgemeinen musterhafte Gewissenhaftigkeit in Besorgung

dieser wichtigen Zweige des Gemeindehaushaltes haben in der

öffentlichen Meinung eine solche Achtung und Anerkennung
der stadtburgerlichen Erfüllung der daherigen Pflichten bewirkt,

daß fast in jeder der in neuerer Zeit so zahlreichen Burgerrechts-

bewerbungen dieser Vorzug als Beweggrund der Anmeldung

hervorgehoben wird. Mögen die Gesellschaften jederzeit

eifersüchtig diese Ehre bewahren und des Schutzes des Staates

würdig bleiben!

IV. ZZurgerrechtsermeröung: Annahme der Gesellschaft

und ihre Organisation.

I. Burgerrechtserwerbung und Gesellfchaftsannahmc.

So lange die Botmäßigkeit der Stadt auf den Umfang

ihrer Ringmauern und eines kleinen Gebietes außerhalb

derselben beschränkt war, lag es in ihrem eigensten Interesse die

Burgerschaft möglichst zu vermehren, um dadurch eine größere

Zahl streitbarer Mannschaft gegen zahlreiche und mächtige

Feinde sich zu verschaffen. Daher wurde die Erwerbung des

Burgerrechtes Jedem, der in der Stadt sich ansiedeln und zur

Erfüllung der zukommenden Obliegenheiten sich verpflichten

wollte, unter den leichtesten Bedingungen eröffnet. Dieses

System behielt auch in spätern Zeiten, als die Stadt bereits

ein bedeutendes Gebiet erlangt hatte, nicht sowohl wie anfangs

aus militärischen, als vielmehr aus finanziellen Rücksichten,

da Kriegszüge und besonders die Gebietserwerbungen große,

oft drückende Steuern erforderten, und daher eine

Vermehrung der Steuerpflichtigen wünschbar machten, seine
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©eltung.60) Selbft um in ben großen Sa tb gewählt werben gu

fönnen, beburfte man nod) 1458 nad) einem bamalS ertaffenen

©efefee bloß eineS »tetgebntägigen SlufentbaltS in
bet ©tabt, wotauf jebod) fdjon 1461 bie widjtigeteSefäjtän*
tung etfolgte, baß in Sutunft ein betntfdjet SanbeSangebötiget

niebt in ben gtoßen Satt) aufgenommen wetben folle, et wäre

benn febon 5 Sabte in bet Stabt gefeffen unb hätte baiin
ein §auS eigentbümli«b etwotben. Unter gleidjen Sebingungen

war einem Gibgenoffen ber Gintritt nad) lOjetbtigem Stufend

batte eröffnet, wogegen SanbeSftembe, Weldje baS Suigettedjt
nidjt erbatten, »on ber SBäblbaifeit gänglid) auSgefcljloffen

fein follten. Set ©enuß beS SutgettedjteS bet Stabt unb

feinet polirifdjen Sottbette wat bemnadj bamalS noch nicht an
bie Slnnabrae einet Sunft ober ©efeUfdjaft gebunben,

fo baß foldje baraatS eine freiwillige ganbtung war, felbft

für ben $ anbwerfer, ber nidjt genötbigt werten fonnte, bie

auS ben ©liebem feinet Sunft gebilbete ©efeflfebaft angunebmen.

So gab es habet noeb im 16ten Sabri>unbett Sütget gu

Sern, wetebe feiner ©efellfcbaft angebötten. SluS potitifdjen
fowobl als auS öfonomifdjen unb fogialen ©tunben wat eS in*

beffen übtid), baß jebet Sütget nad) «teidjtet SJtebijähiigfeit
obet nadj feinet Setbeitatbung auf ein« ber beftebenben ©e*

fellfdjaften, fei eS ber »ätetlidjen ober berjenigen feines $anb*

50) SJBegett ber Bebeutenben Saften War noch im Slnfange bee?

16. Sabrbunbetts fein 3ubtong gum 33iirg«tedjt, bob« 1513 ben

.»ter Sottbgericbten auch b t e gretbett gewährt, bac? ©tabtburget«
recht aufgugeben ober BeüuBebalten ; babei Warb bie Hoffnung ani*
gefptodjen, baß bie SBoblbabenbetn ec? behalten Werben, bamit bie

33utgetfdjaft md)t gu fehr minbete ; 1518 erhielten bann bie Senner
fogar ben beftimmten Slufttag, in ben 4 Sanbgeitcbten Singer
aufzunehmen, welchen befonbere greibeiten gitgebacbt unb Blof)
2 33a|cn Stnnobmc?geBübr obgeforbett wutben. Sillfet IU. 522.
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Geltung. Selbst um in den großen Rath gewählt werden zu

können, bedurfte man noch 14S8 nach einem damals erlassenen

Gesetze bloß eines vierzehntägigen Aufenthalts in
der Stadt, worauf jedoch schon 1161 die wichtigere Beschränkung

erfolgte, daß in Zukunft ein bernischer Landesangehöriger

nicht, in den großen Rath aufgenommen werden solle, er wäre

denn schon 5 Jahre in der Stadt gesessen und hätte darin

ein Haus eigenthümlich erworben. Unter gleichen Bedingungen

war einem Eidgenossen der Eintritt nach 16jährigem Ausenthalte

eröffnet, wogegen Landesfremde, welche das Burgerrecht

nicht erhalten, von der Wählbarkeit gänzlich ausgeschlossen

sein sollten. Der Genuß des Burgerrechtes der Stadt und

seiner politischen Vortheile war demnach damals noch nicht an

die Annahme einer Zunft oder Gesellschaft gebunden,

so daß solche damals eine freiwillige Handlung war, selbst

für den Handwerker, der nicht genöthigt werden konnte, die

aus den Gliedern seiner Zunft gebildete Gesellschaft anzunehmen.

So gab es daher noch im litten Jahrhundert Burger zu

Bern, welche keiner Gesellschaft angehörten. Aus politischen

sowohl als aus ökonomischen und sozialen Gründen war es

indessen üblich, daß jeder Burger nach erreichter Mehrjährigkeit
oder nach seiner Verheirathung auf einer der bestehenden

Gesellschaften, sei es der väterlichen oder derjenigen seines Hand¬

el Wegen der bedeutenden Lasten war noch im Anfange des

16. Jahrhunderts kein Zudrang zum Burgerrecht, daher 1513 den

.vier Landgerichten auch die Freiheit gewährt, das Stadtburgerrecht

aufzugeben oder beizubehalten; dabei ward die Hoffnung
ausgesprochen, daß die Wohlhabendem es behalten werden, damit die

Burgerschaft nicht zu sehr mindere ; 1518 erhielten dann die Venner
sogar den bestimmten Auftrag, in den 4 Landgerichten Burger
aufzunehmen, welchen besondere Freiheiten zugedacht und bloß
2 Batzen Annahmsgebühr abgefordert wurden. Tillier III. S22.
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wetfS ficb jum Stubengefeflen annebmen ließ, wate eS auch

nut gewefen, um bei StiegSgügen beS SteiSgelbeS tbeil*

baftig gu wetben, welches bie ©efellfebaftSgenoffen gu $onben

ibrer SluSgüget gufammenfteuetten, bie eben bon bet Segietung
feinen ©olb begogen. Siefet Sottbeit bewog felbft fogenannte

SluSbutgct, b. b- außerhalb ber Stobt wobnbafte ©tabt*

burger, gur Slnnabme einer Stube.

Sod) bis 1534 ftanb eS jebem in ber ©tabt
angefeffenen Surger frei eine ©efeUfdjaft angu«
nebmen ober nidjt; bod) fo, baß nad) einet Setotbnung
»on 1523 ein gunftpflidjtiger fanbwerfer gebalten fein foflte,
bie ben SJteiftern feines $anbwetfS auferlegten Saften mittragen

gu belfen. Grft burd) eine Serorbnung »om 29. Sradjmonat

1534 wutbe feftgefefet, baß Sehet, bem »on Sotb unb

Sweibunbett auf Sefdjeintgung ebeliebet unb ftei« §erfunft
erlaubt worben, in bie Stabt gu gieben, ftdj angebenbS
um eine ©efeUfdjaft bewerben, »on ben SJteiftern unb

©efeflen einer foldjen aber nidjt angenommen werten fofle,

et habe benn ®ewebx, §amifdj unb geueieimet als ibm

eigen angebötenb unb nidjt entlebnt, »orgegeigt. Sief er
obligatorifcbe Sefife eines ©efetlfdjaftSrecbteS,
woburcb erft baS ©tabtburgerrecbt ein gültiges
unb wirlltdjeS wutbe, einetfeits unb bie Uebet«

ttagung ber obligatottfajen Sltmenetbattung an bie

©efettfajaften »on 1676 maajten biefe gu fötra«
lieben ©emeinbeiten obet bodj felbftftänbigen
Stbtbeilungen bet Sutgetgemeinbe ber Jpauptftabt.
gür ben galt, baß eine ©efeltfcbaft ftch weigerte, eine foldje Serfon

angunebmen, würbe fte beipflichtet, ben ©runb babon bem

Statbe angugehen, wetdj« bann bie Sefugniß batte, batübet

-gu entfdjeiben, ob bet Setteffenbe in ber ©efeflfebaft ange*
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Werks sich zum Stubengesellen annehmen ließ, wäre es auch

nur gewesen, um bei Kriegszügen des Reisgeldes
theilhaftig zu werden, welches die Gesellschaftsgenossen zu Handen

ihrer Auszüger zusammensteuerten, die eben von der Regierung
keinen Sold bezogen. Dieser Vortheil bewog selbst sogenannte

Ausburger, d. h. außerhalb der Stadt wohnhafte

Stadtburger, zur Annahme einer Stube.

Noch bis 1534 stand es jedem in der Stadt
angesessenen Burger frei eine Gesellschaft
anzunehmen oder nicht! doch so, daß nach einer Verordnung
von 1523 ein zunftpflichtiger Handwerker gehalten fein sollte,

die den Meistern feines Handwerks auferlegten Lasten mittragen

zu helfen. Erst durch eine Verordnung vom 29. Brachmonat

1534 wurde festgesetzt, daß Jeder, dem von Rath und

Zweihundert auf Bescheinigung ehelicher und freier Herkunft
erlaubt worden, in die Stadt zu ziehen, sich an g eh end s

um eine Gesellschaft bewerben, von den Meistern und

Gesellen einer solchen aber nicht angenommen werden solle,

er habe denn Gewehr, Harnisch und Feuereimer als ihm
eigen angehörend und nicht entlehnt, vorgezeigt. Dieser
obligatorische Besitz eines Gesellschaftsrechtes,
wodurch erst das Stadtburgerrecht ein gültiges
und wirkliches wurde, einerseits und die Ueber-
tragung der obligatorischen Armenerhaltung an die
Gesellschaften von 1676 machten diese zu
förmlichen Gemeinheiten oder doch selbstständigen
Abtheilungen der Burgergemeinde der Hauptstadt.
Für den Fall, daß eine Gesellschaft sich weigerte, eine solche Person

anzunehmen, wurde sie verpflichtet, den Grund davon dem

Rathe anzugeben, welcher dann die Befugniß hatte, darüber

zu entscheiden, ob dcr Betreffende in der Gesellschaft ange-
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nommen wetben folle obet niebt.61) — Stitd) eine Orbnung

uom b»ben Sonftag 1544 würbe baS SlnnabmSgelb für
.einen ©tubengefeUen, ber baS Jpanbwetf tteiben woUte, auf

10 ©utben, für einen fotdjen, bet es niebt tteiben wollte, auf

10 Sfunb Sfennige feftgefefet,52) unb wenn ein ©tubengefetle

einen obet mebtete Söbne bintetließ, „bie bet ©tube begebten,"

fo foUten fte an ihres SatetS Statt um 5 ScbiUtnge unb

eine ©eite mit SBein obne fetnete Suntutbung noch weitete

Sefdjwerbe, außer auferlegtem ©ewebr unb geuereimet, wenn

fte fonft ber Gbren wertb ftnb, für Stubengefeflen angenommen
werben.63)

Sie StufnabmSgebübr in baS Surgertedjt befttmmte

man am 8. San. 1580 auf 50 Sfunb füt einen SanbeS*

angebötigen unb auf 100 Sfunb füt einen Gibgenoffen; ben

gtemben würbe eine wittfütlidje Sd)afeung gemadjt. Sadj
ber gleichen Serorbnung würben wie bie „Stäbitantenföbne"
audj „anbetet Sleußetet Sinber, bie nicht in ber Stabt
erboren" angebalten, in berfelben „ihre SBobnung anguriebten

obet eine ©efeUfdjaft gu taufen," be»or fte »ont Satt)
obet bon ben 3«»eibunbett angenommen wetben.

Untet biefen Sebingungen wutben »on 1540 bis 1594
»tele Setfonen, fowobl Seubutget als Söbne ftübetet Sütget
unb ©efellfdjaftSgenoffen gu ©tubengefeUen hei Saufleuten

angenommen. Sa ftdj abet in golge bet ftübetn Setotbnungen
SJtißbräucbe ergaben, fo erging im ©ept. 1590 „gur Grfrifajung
beS b»d)notbwenbigen SJtanbateS" unb bamit man miffe „mit
waS SotfS bie ©tabt befefeet feie," ber SatbSbefebtuß, baß

51) Otbnting »om 14. 3onttai 1544. ®«ic6te?faj}ung Mss.
gol. 267.

53) 3Jttt bet ®ebübt bet 10 ®utben «Wotben bie H«nbwet«
fet gugleicb oueb bae? Sedjt bet fteien Sluäübitng lb,xtS H«tnbw«fe>.

«) .®erid)t3fdfjHng Mss. gol. 265.
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nommen werden solle oder nicht.")— Durch eine Ordnung
Dom hohen Donstag 1544 wurde das Annahmsgeld für
.einen Stubengesellen, der das Handwerk treiben wollte, auf

10 Gulden, für einen solchen, der es nicht treiben wollte, auf

10 Pfund Pfennige festgesetzt, und wenn ein Stubengeselle

einen oder mehrere Söhne hinterließ, „die der Stube begehren,"

so sollten sie an ihres Vaters Statt um S Schillinge und

eine Gelte mit Wein ohne fernere Zumuthung noch weitere

Beschwerde, außer auferlegtem Gewehr und Feuereimer, wenn

sie sonst der Ehren werth sind, für Stubengesellen angenommen
werden. ^)

Die Aufnahmsgebühr in das Burgerrecht bestimmte

man am 8. Jan. 1S80 auf 50 Pfund für einen

Landesangehörigen und auf 100 Pfund für einen Eidgenossen? den

Fremden wurde eine willkürliche Schätzung gemacht. Nach

der gleichen Verordnung wurden wie die „Prädikantensöhne"
auch „anderer Aeußerer Kinder, die nicht in der Stadt
erboren" angehalten, in derselben „ihre Wohnung anzurichten

oder eine Gesellschaft zu kaufen," bevor sie vom Rath
oder von den Zweihundert angenommen werden.

Unter diesen Bedingungen wurden von 1540 bis 1594
viele Personen, sowohl Neuburger als Söhne früherer Burger
und Gesellschaftsgenossen zu Stubengefellen bei Kaufleuten

angenommen. Da sich aber in Folge der frühern Verordnungen

Mißbräuche ergaben, so erging im Sept. 1590 „zur Erfrischung
des hochnothmendigen Mandates" und damit man wisse „mit
was Volks die Stadt besetzet seie," der Rathsbeschluß, daß

5>) Ordnung vom 14. Januar 1S44. Gerichtssatzung lllss.
Fol. 267.

N) Mit der Gebühr der 10 Gulden erwarben die Handwerker

zugleich auch das Recht der freien Ausübung ihres Handwerks.

»i Gerichtssatznng Ass. Fol. 26S.
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in 3ufunft webet S*äbifantenföbne nodj Slnbere, weß $et*
fommenS fte aucb wären, beren Sater baS Surgerrecbt niebt

erlauft bätte, unb fte felber nicht in ber Stabt geboten waten,

gu ©tubengefeUen auf' unb angenommen wetben
follen, wenn fte nicht ibte borijettge Stnnabme burd) ben

Satb »ermittelft eines SatbSgebbetS beweifen fönnen.

Ste Sunabme ber einträglichen SteUen, befonberS feit ber

Groberung beS SBaabtlanbeS, bie aus ber SJtitte ber Surger*
fdjaft befefet würben, »erfebafften bem Surgerredjte immer

hohem SBertt). Sin bie Stelle ber Jeden waren bie @e=

nüffe getreten, baber tbat ftdj nun mebr unb mebr boS

©rieben tunb ben SreiS ber ©enießenben nidjt gn erweitern,

bie SlufnabmSbebingungen gu erfdjweren, ebenfo ben gamilien
ber Slufgenommenen bie Jbeilnabme am Segimente. GS begann

bie §errfdjaft eines neuen, ben frübem Slnfdjauungen entgegen

gefefeten ©pftemS. —
Unter ber tefetgenannten Orbnung unb berjenigen »om

boben Sonftag unb 14. Suli 1595, welche baS Surgetauf«

nabmSgelb ob« Ginguggelb füt einen SanbeSangebötigen auf
100 Sfunb, füt einen Gibgenoffen auf 200 Sfunb, füt einen

StuStänbet nadj ©efaflen bet Sätbe unb ©edjSgebnet feftfefete,

unb wegen bet gtoßen Sabt bet fid) bagu Slnmetbenben biefe

einet Stüfung untetwatf, fanben Wieb« giemlid) »iele Stn*

nabmen auf bet ©efeltfcbaft gu Saufleuten ftatt.
Sutdj eine Otbnung »on Sätb nnb Sütget bom 6. -Stug.

1613, welche auch etft bem Gnfel beS neuangenommenen

SutgetS ben Gintritt in ben gtoßen Satb geftattete, wutbe
baS Ginguggelb füt ein SanbeSfinb auf 100 Stonen, füt einen

Gibgenoffen auf 200 Stonen, füt einen gtemben auf 300
Stonen feftgefefet; hingegen baS Sutgetteajt niebt aUein benjeni«

gen ertbeilt, welche gu „Siriben* unb ©cbulbienften in bie Jpaupt*

abt betufen" wotben, fonbetn aucb tbrot biet ergeugten unb
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in Zukunft weder Prädikantensöhne noch Andere, weß

Herkommens sie auch wären, deren Vater das Burgerrecht nicht

erkauft hätte, und sie selber nicht in der Stadt geboren wären,

zu Stubengesellen auf« und angenommen werden
sollen, wenn sie nicht ihre vorherige Annahme durch den

Rath vermittelst eines Rathszeddels beweisen können.

Die Zunahme der einträglichen Stellen, besonders seit der

Eroberung des Waadtlandes, die aus der Mitte der Burgerschaft

besetzt wurden, verschafften dem Burgerrechte immer

höhern Werth. An die Stelle der Teilen waren die

Genüsse getreten, daher that sich nun mehr und mehr das

Streben kund den Kreis der Genießenden nicht zu erweitern,

die Aufnahmsbedingungen zu erschweren, ebenso den Familien
der Aufgenommenen die Theilnahme am Regiments. Es begann

die Herrschaft eines neuen, den frühern Anschauungen entgegen

gesetzten Systems. —
Unter der letztgenannten Ordnung und derjenigen vom

hohen Donstag und 14. Juli 1S9S, welche das Burgerauf-
nahmsgeld oder Einzuggeld für einen Landesangehörigen auf
100 Pfund, für einen Eidgenossen auf LOS Pfund, für einen

Ausländer nach Gefallen der Räthe und Sechszehner festsetzte,

und wegen der großen Zahl der sich dazu Anmeldenden diese

einer Prüfung unterwarf, fanden wieder ziemlich viele

Annahmen auf der Gesellschaft zu Kaufleuten statt.

Durch eine Ordnung von Räth nnd Burger vom 6. Aug.
1613, welche auch erst dem Enkel des neuangenommenen

Burgers den Eintritt in den großen Rath gestattete, wurde

das Einzuggeld für ein Landeskind auf 100 Kronen, für einen

Eidgenossen auf 200 Kronen, für einen Fremden auf 300
Kronen festgesetzt; hingegen das Burgerrecht nicht allein denjenigen

ertheilt, welche zu „Kirchen- und Schuldiensten in die Haupt-
adt berufen" worden, sondern auch ihren hier erzeugten und
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lebig bergebftidjten Sinbern unb aUen beren SeScenbenten.

SBegen bet bebeutenben Setminbetung, melcbe bie Sutgetfdjaft
butd) eine bettfdjenbe Seudje erlitt, fanb ben 1. Slug. 1616
eine SJtitberung jenet Otbnung batin ftatt, baß boS Gingug*

gelb nadj ben Umftänben beftimmt wetben fottte; nidjt weniget
als 50 Sütget wutben bamalS an einem etngigen Jage in
baS Sutgettedjt aufgenommen. Stud) unter biefer Orbnung
erfolgte bie Slnnabme einer giemlidjen Sabl neuer Surger gu

Saufleuten auf Sorweifung beS SatbSgebbelS bin. Stußer bem

©tubenrecbt bon 10 Sfunb, batten fie 20 Sfunb SeiSgelb

nebft einer btermäßtgen ©eite rait SBein gu entrichten, einen

gettereiraer auf ber ©efeflfebaft, einen fotdjen für ftd) felbft

in fein §auS angufdjaffen, audj §atntfd) unb ©ewebr.

Sm Sluguft 1635 befcbloffen Sath unb Sutg« „nach

bem Gtempel anberer woblangefteflten Stegiment unb Stäbten"
baß, wenn ein SanbeSongeljöriger obet ein Gtbgenoffe in baS

Sutgettedjt bet Stabt Setn aufgenommen wetbe, berfelbe

nidjt SBablfäbigfett für ben großen Statb erlange, fonbern

nur beffen Söhne, Weldje bei Seuburget nadj fetnet Sin«

nähme etgettgen möchte, ber Gintritt in ben fleinen Satb
abet etft bem Gnfef offen fterje. Sotbebalten wutbe bie

SluSnabme bon biefet Sotfdjtift gu ©unften „befonberS ge«

eigneter unb begabter Setfonen." Südwitfenbe Sraft foflte

biefe neue Orbnung nidjt äußern. Swei SBodjen nadjber

fügte ein neuer Sefdjluß für alle Stngcnommenen bte Ser*

pflidjtung btngu, baS ©elübbe abgulegen „bei ibrer Segan«

genfdjaft unb §onbtbiemng gu »erbleiben unb biefelbe we«

nigftenS einen ihrer Söhne gu lebren." Sludj würbe feftge«

fefet, baß Sätb unb Surger eingig befugt fein foUten, baS

Surgerreajt bet §auptftabt gu «tbeilen.
Stm 23. SJtätg 1643 «ließ bie böajfte StaatSbebörbe

baS befannte Seilet, weldjeS neben ben eigentlichen Sürgern
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ledig hergebrachten Kindern und allen deren Descendenten.

Wegen der bedeutenden Verminderung, welche die Burgerschaft
durch eine herrschende Seuche erlitt, fand den 1. Aug. 1616
eine Milderung jener Ordnung darin statt, daß das Einzuggeld,

nach den Umständen bestimmt werden sollte,- nicht weniger
als S0 Burger wurden damals an einem einzigen Tage in
das Burgerrecht aufgenommen. Auch unter dieser Ordnung
erfolgte die Annahme einer ziemlichen Zahl neuer Burger zu

Kaufleuten auf Vorweisung des Raihszeddels hin. Außer dem

Stubenrecht von 10 Pfund, hatten sie 20 Pfund Reisgeld

nebst einer viermäßigen Gelte mit Wein zu entrichten, einen

Feuereimer auf der Gesellschaft, einen solchen für sich selbst

in sein Haus anzuschaffen, auch Harnisch und Gewehr.

Im August 163S beschlossen Rath und Burger „nach

dem Exempel anderer wohlangestellten Regiment und Städten"
daß, wenn ein Landesangehöriger oder ein Eidgenosse in das

Burgerrecht der Stadt Bern aufgenommen werde, derselbe

nicht Wahlfähigkeit für den großen Rath erlange, sondern

nur dessen Söhne, welche der Neuburger nach seiner

Annahme erzeugen möchte, der Eintritt in den kleinen Rath

aber erst dem Enkel offen stehe. Vorbehalten wurde die

Ausnahme von dieser Vorschrift zu Gunsten „besonders

geeigneter und begabter Personen." Rückwirkende Kraft sollte

diese neue Ordnung nicht äußern. Zwei Wochen nachher

fügte ein neuer Beschluß für alle Angenommenen die

Verpflichtung hinzu, das Gelübde abzulegen „bei ihrer
Begangenschaft und Handthierung zu verbleiben und dieselbe

wenigstens einen ihrer Söhne zu lehren." Auch wurde festgesetzt,

daß Räth und Burger einzig befugt sein sollten, das

Burgerrecht der Hauptstadt zu ertheilen.

Am 23. März 1643 erließ die höchste Staatsbehörde

das bekannte Dekret, welches neben den eigentlichen Burgern
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eine eigene Stoffe »on Stobteinfaßen unter "bem Samen

„ewige Gtnwobner" fdjuf, welche gwar alle buigettidjen

gteiljeiten unb Secbte, mit SluSnahme beS fehl einttäglicben

S3eingewetbeS genoffen, aber »on ber Stegimentgfäbig«
feit, b. b- ber SBäblbarfeit in einen ber Säfbe augge*

}a)loffen waren. Sugteidj würbe bog Ginguggelb für nett ange*

nommene Sürger erljöbt, für einen SanbeSangebörtgen auf

400, für einen Schweiger auf 800, unb für einen Sluglänbet

auf 1201 Sfunb, mit ber augbrüdlidjen Sefttmmung, baß

folcbe, bie nicht gebotne, fonbetn mit angenommene Sanbeg*

finb« Wäien, in Setreff beg Ginguggelbeg wie grembe ge*

halten werben follten. gür bie ing Sutgettedjt Stufgenom*

menen bebielt bet Sefcbluß »on 1635 begüglicb bet SBäbt*

batfeit bet nadj bet Slnnahme gebornen Söhne in ben gtoßen

Satb feine ©eltung. ©leidj ben regimentSfäbigen Sutgetn
mußten nodj bem Seftete aud) bie ewigen Ginwobnet
©enoffen einet ©efeUfdjaft fein; füt Gibgenoffen wot
abet bog »on fotdjen gu etlegenbe Ginguggelb auf 150 Sfb-

feftgefefet. Ser erfte ewige Ginwobner, welcher 14 Jage

nadj Grlaffung beS ©efefeeS auf Saufleuten gu einem Stu*
bengefeUen angenommen würbe, war S»b- Seuder, ein Gifen*

främer, »on Stein am Sbein. Sugteidj erhöhte, ba bie

Setotbnung bte Seftimmung beS SlnnabmegelbeS neu« ©e=

noffen ben ©efellfdjaften übetließ, Saufleuten ben neuange*

nommenen „Slußern" baS SlnnebmungSgetb »on 10 auf 20

Sfunb mit bem Semetfen „baß foldjeS bießmal gefteigert

wotben ift ouS anbetn guten ©tunben, audj batum befdjeben,

baß wit gotttob ein fdjön Ginfommen unb ©ut auS gut«
£>auSbaltung unb Spaten unfetet Sotbetn beifamnten haben,

unb benn baß bie Sefdjmetben bet ©efeUfdjaft je länget je

mebt wadjfen."

Sm Sab* 1645 würbe jeber Sem«, bet außetbatb bet
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eine eigene Klaffe von Stadteinsaßen unter ^sm Namen

„ewige Einwohner" schuf, welche zwar alle bürgerlichen

Freiheiten und Reckte, mit Ausnahme des sehr einträglichen

Weingewerbes genossen, aber von der Regimentsfähigkeit,
d. h. dcr Wählbarkeit in einen der Räthe

ausgeschlossen waren. Zugleich wurde das Einzuggeld für neu

angenommene Burger erhöht, für einen Landesangehörigen auf

460, für einen Schweizer auf 866, und für einen Ausländer

auf 120^> Pfund, mit der ausdrücklichen Bestimmung, daß

solche, die nicht geborne, sondern nur angenommene Landeskinder

wären, in Betreff des Einzuggeldes wie Fremde
gehalten werden sollten. Für die ins Bürgerrecht Aufgenommenen

behielt der Beschluß von 1635 bezüglich der

Wählbarkeit der nach der Annahme gebornen Söhne in den großen

Rath seine Geltung. Gleich dcn regimentsfähigen Burgern
mußten nach dem Dekrete auch die ewigen Einwohner
Genossen einer Gesellschaft sein; für Eidgenossen war
aber das von solchen zu erlcgende Einzuggeld auf 156 Pfd.
festgesetzt. Der erste ewige Einwohner, welcher 14 Tage

nach Erlassung des Gesetzes auf Kaufleuten zu einem

Stubengesellen angenommen wurde, war Joh. Beucker, ein

Eisenkrämer, von Stein am Rhein. Zugleich erhöhte, da die

Verordnung die Bestimmung des Annahmegeldes neuer

Genossen den Gesellschaften überließ, Kaufleuten den

neuangenommenen „Äußern" das Annehmungsgeld von 16 auf 20

Pfund mit dem Bemerken „daß solches dießmal gesteigert

worden ist aus andern guten Gründen, auch darum beschehen,

daß wir gottlob cin schön Einkommen und Gut aus guter

Haushaltung und Sparen unserer Vorder« beisammen haben,

und denn daß die Beschwerden der Gesellschaft je länger je

mehr wachsen."

Im Jahr 1645 wurde jeder Berner, der außerhalb der
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Surgerfdjaft ein SJtäbdjen beiratbete, welches nidjt wenigftenS

1000 Sfb. befaß, »erpflidjtet, für eine SluSlänberin ein Gin*

guggelb »on 150, füt eine Sdjwrigeitn 100 unb füt eine

Sanbegangebötige 50 Stonen gu entrichten. Sief« Sefdjluß,
bet Iricbtfinnige Gben mit »eimögenStofen „Sleußera" in bet

gtembe, wäbrenb beS grembenbienfteg obet auf ber SBanbet«

fdjaft, obet aucb im Sanbe »etljinbetn foflte, würbe 1651

fogar babin »erfdjärft, baß in foldjen gäflen baS Surger«
recht gänglidj »erwittt wutbe. Spätet oft et.teuett, gutefet

gemiibett, fefete bie focbbegüglicbe Setotbnung »on 1684 feft,

baß bet beitatbenbe Surger ohne Stüdfidjt auf bie SermögenS*'

»erbäliniffe feiner Sraut für ein SoubeSfinb 50, für eine

Sdjweigerin 75 unb füt eine SluSlänberin 100 Stonen Gin*

guggelb gu begabten habe. Sad) einem Sefdjluffe »on 1665

bagegen ttaf eine Sutgetgtodjt«, bie einen fremben #anb=

werf« beitatljete, bog SooS fofortigcr SluSwcifung auS ihrer

Satetftabt 54).

Gin Seftet »om 22. SJtätg 1651 betätigte bie Setotb*

nung bon 1647, womadj auf bem wegen bet Statt)Sbefefeung

jährlich einguteicbenben Setgeicbniffe bie legtmentgföbigen Sut*

get »on ben ewigen Gtnwobnertt gefonbett werten feilten
unb begeidjnete bie Grftern als „Sa tilg iet" 55).

Su befferer Sluffiajt über bie bürgerlichen Serbältniffe
Würbe 1680 bte Surgerfammer eingefefet, welche bieder*
fünft ber ftch Stnmelbenben gu prüfen unb bie »on ben Sin*

genommenen ben ©efellfebaften »orguweifenben Surger*
f ehe ine ouSgufertigen hatte, obne weide Siemanb auf ben*

felben Slufnabme «balten butfte, felbft ein Soldjet nidjt,
beffen Sat« beteitS Sutg« ob« ewiger Ginwobnet unb

©enoffe ber ©efeUfdjaft gewefen war.

«) Situ« IV. 385.

55) Süliet IV. 411
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Burgerschaft ein Mädchen heirathete, welches nicht wenigstens

1000 Pfd. besaß, verpflichtet, für eine Ausländerin cin

Einzuggeld von ISO, für eine Schweizerin 100 und für eine

Landesangehörige 50 Kronen zu entrichten. Dieser Beschluß,

der leichtsinnige Ehen mit vermögenslosen „Aeußern" in der

Fremde, während des Fremdendienstes oder auf der Wanderschaft,

oder auch im Lande verhindern sollte, wurde 1651

sogar dahin verschärft, daß in solchen Fällen das Bürgerrecht

gänzlich verwirkt wurde. Später oft erneuert, zuletzt

gemildert, setzte die sachbezügliche Verordnung von 1684 fest,

daß der Heirathende Burger ohne Rücksicht auf die Vcrmögens-

verhäliinsfe seiner Braut für ein Landeskind 50, für eine

Schweizerin 75 und für eine Ausländerin 100 Kronen

Einzuggeld zu bezahlen habe. Nach cinem Beschlusse von 1665

dagegen traf eine Burgerstochter, die einen fremden Handwerker

heirathete, das Loos sofortiger Ausweisung aus ihrer

Vaterstadt ^),
Ein Dekret vom 2S. März 1651 bestätigte die Verordnung

von 1647, wornach auf dem wegen der Nathsbesetzung

jährlich einzureichenden Verzeichnisse die regimentsfähigen Burger

von den ewigen Einwohnern gesondert werden sollten

und bezeichnete die Erstern als „Patrizier" ^).
Zu besserer Aufsicht über die bürgerlichen Verhältnisse

wurde 1660 die Burgerkammer eingesetzt, welche die

Herkunft der sich Anmeldenden zu prüfen und die von den

Angenommenen den Gesellschaften vorzuweisenden Burger-,
scheine auszufertigen hatte, ohne welche Niemand auf
denselben Aufnahme erhalten durste, selbst ein Solcher nicht,

dessen Vater bereits Burger oder ewiger Einwohner und

Genosse der Gesellschaft gewesen war.

«) Tillicr IV. 3LS.

ss) Tillicr IV. III
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Slm 11. Sluguft 1683 faßte naaj Gmpfang gwei« obtig*

teitlicbet ©cbteiben betteffenb bie botbabenbe Setmebtung beS

StnnabmgelbeS auf bet ©efeUfdjaft baS gemeine Sott folgen«

ben Sefdjluß: 1) baß Ginet, beffen Gttetn obet Soteltem

Sunftgenoffen gewefen, neben übtigen Sepenbengen füt feine

Slnnabme gu enttidjten fcbutbig fein fofle „wie bon SlltetS

bet" 3 Stonen. 2) Sie bon anbetn ©efellfdjaften bettom*

menben 9 Sr. 3) Sie gang Sleußern 15 Sr.
Ginen entfdjiebenen Schritt »orwärtS in ber Sefebränfung

bet SegintentSfäbigfeit, womit gugleidj eine SedjtSbetlefeung

unb SeebtSentgiebung »etfdjiebenet butgetlidjet gamilien, wet*

d)en im Saufe bet Seit bie SedjtStitet abbanben gefommen

waten, ftatt hatte, tbat baS Seftet »om 24. Sto». 1684,
welches bie Setfettigung gwei« gießet Schlaf* unb Stamm*
buchet anotbnete; in bem einen follten afle tegiments«
f ab igen Sutg« eingefebtieben wetben, beten Gltetn febon

friujet foldje obet »ot 1600 günftig gewefen obet »ot 1635
unb nadj bamaliget Otbnung feitbet in baS alte Sutgettecbt
aufgenommen wotben, wie gugteieb biejenigen ©eifttidjen,

weldje »on 1669 gu Sitdjen* unb Sdjulbienften in bet Stabt
unb ben Sonbent befötbett wotben feien; — in bem anbeut

waten bie ewigen Ginwobnet einguttagen, welche 1643
unb nachher als foldje angenommen würben, ebenfalls ge*

fdjledjterweife in alpbabetifdjet Otbnung. Solche ©efdjlecbtet,

weldje nidjt bewetfen tonnten, baß ibre Gttern unb Soreltern
in ber Segietung obet »ot 1600 günftig waten obet baS

Sutgettecbt befaßen, obet abet, wenn bie Sbngen es auch

gebäht bärien, bod) nidjt gu befdjrinigen »ermoebten, baß fte

nach fottfber Surgerannobme geboren unb getauft feien, follten
in baS Sedjt ber Gwigen Ginwobner gefefet unb befon*

berS eingefdjrieben werben. Siefe Setfefeung wutbe mit Süd*
ficht auf ben langen Seftfe beS ©efeUfcbaftSteajteS begtünbet,
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Am 11. August 1683 faßte nach Empfang zweier

obrigkeitlicher Schreiben betreffend die vorhabende Vermehrung des

Annahmgeldes auf der Gesellschaft das gemeine Bott folgenden

Beschluß: 1) daß Einer, dessen Eltern oder Voreltern

Zunftgenossen gewesen, neben übrigen Dependenzen für seine

Annahme zu entrichten schuldig sein solle „wie von Alters

her" 3 Kronen, 2) Die von andern Gesellschaften

herkommenden 9 Kr. 3) Die ganz Aeußern 15 Kr.
Einen entschiedenen Schritt vorwärts in der Beschränkung

der Regimentsfähigkeit, womit zugleich eine Rechtsverletzung

und Rechtsentziehung verschiedener bürgerlicher Familien, welchen

im Laufe der Zeit die Rechtstitel abhanden gekommen

waren, statt hatte, that das Dekret vom 24, Nov. 1634,
welches die Verfertigung zweier großer Schlaf- und Stammbücher

anordnete; in dem einen sollten alle regiments-
fähigen Burger eingeschrieben werden, deren Eltern schon

früher solche oder vor 1606 zünftig gewesen oder vor 1635
und nach damaliger Ordnung seither in das alte Burgerrecht

aufgenommen worden, wie zugleich diejenigen Geistlichen,

welche von 1669 zu Kirchen- und Schuldiensten in der Stadt
und den Konvent befördert worden seien; —in dem andern

waren die ewigen Einwohner einzutragen, welche 1643
und nachher als solche angenommen wurden, ebenfalls ge-

schlechterweise in alphabetischer Ordnung. Solche Geschlechter,

welche nicht beweisen konnten, daß ihre Eltern und Voreltern
in der Regierung oder vor 1699 zünftig waren oder das

Burgerrecht besaßen, oder aber, wenn die Ihrigen es auch

gehabt hätten, doch nicht zu bescheinigen vermochten, daß sie

nach solcher Burgerannahme geboren und getauft seien, sollten
in das Recht der Ewigen Einwohner gesetzt und besonders

eingeschrieben werden. Diese Versetzung wurde mit Rücksicht

auf den langen Besitz des Gesellschaftsrechtes begründet,
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obne toeldjen »öUiger SluSfdjluß »om Sutgetteebte etfolgt

»äte. Sugtridj wutbe »etotbnet, baß in bem ©tammbudje

gn jebem ©efdjledjte baS SBappen, jebod) „ber fcbwierigen

Unterfuebung wegen obne $etm" beigefefet werbe, aucb in
Suhtnft Seiner obne obtigleitltdje Gttaubniß batan betänbem

bürfe. Senjentgen ©efdjlecbtern, bie tein SBappen batten,

wat gugeloffen, bon bet Sutgetfammet ficb ein fotdjeS „ibtem
©tanb unb $etfommen gemäß »«geigen gu laffen auf be*

ftänbige Seiten."
Suta) baS nämlidje Seftet wutbe bte Sotfebtift »on

1647 beftätigt, baß jeber Sütget obet ewige Gin«

mobnet tnnetbalb Sab* unb Jag nach »otlgoge«
ner etftet Gbe eine ©efeUfdjaft angunebmen habe,
»otbet abet einen ©djetn »on bet Sutgetfammet beibtingen
foUe. Sm UntettaffungSfaUe wat »om «ften Sabte Süße

gu gabten 10, »om gweiten 20, »om britten 30 Sf».; im
»leiten »ettot man baS Sütget* obet Gtnwobnettedjt, wenn

nidjt „bie ©nabe" ber Letten Satt) unb Sutg« miloetnb

bagwifdjenttat. Setluft beS SutgettedjtS war aud) bie Strafe
beSjenigen, wetäjer baS Ginguggelb für bie Serbetrattjung mit
einem „äußern SBeib" niebt inneibatb 4 Sabren nach ber

SerfaflSgeit begablt bätte.

Sie Slbnetgung gegen bie gremben geigte fidj befonberS

ftatf im ©djooße beS butgetticben §anbwerferftanbeS, bet

bauptfädjlidj ficb bon bet- Setmifcbung mit jenem Glemente

ftet gu erijatten fucbte. Sen Ginwirtungen »on biefer ©eite

war benn auch ein nicht gelinget Slntbett an ben »on bet
SJtitte beS 17. SabrijunbettS an etfolgenbew wieberbolten

Gntfajeiben über Schließung beS StabtbutgettedjtS
betgumeffen 56). Stuf babetige befdjtänfenbe Sefdjlüffe »on

se) Sillier IV. 386.
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ohne welchen völliger Ausschluß vom Burgerrechte erfolgt

wäre. Zugleich wurde verordnet, daß in dem Stammbuche

zu jedem Geschlechte das Wappen, jedoch „der schwierigen

Untersuchung wegen ohne Helm" beigesetzt werde, auch in
Zukunft Keiner ohne obrigkeitliche Erlaubniß daran verändem

dürfe. Denjenigen Geschlechtern, die kein Wappen hatten,

war zugelassen, von der Burgerkammer stch ein solches „ihrem
Stand und Herkommen gemäß verzeigen zu lassen auf
beständige Zeiten."

Durch das nämliche Dekret wurde die Vorschrift von

1647 bestätigt, daß jeder Burger oder ewige
Einwohner innerhalb Jahr und Tag nach vollzogener

erster Ehe eine Gesellschaft anzunehmen habe,
vorher aber einen Schein von der Burgerkammer beibringen
solle. Im Unterlassungsfalle war vom ersten Jahre Buße

zu zahlen 10, vom zweiten 20, vom dritten 30 Pfd.; im
vierten verlor man das Burger- oder Einwohnerrecht, wenn

nicht „die Gnade" der Herren Räth und Burger mildernd

dazwischentrat. Verlust des Burgerrechts war auch die Strafe
desjenigen, welcher das Einzuggeld für die Verheirathung mit
einem „äußern Weib" nicht innerhalb 4 Jahren nach der

Verfallszeit bezahlt hätte.

Die Abneigung gegen die Fremden zeigte sich besonders

stark im Schooße des bürgerlichen Handwerkerstandes, der

hauptsächlich sich von der Vermischung mit jenem Elemente

frei zu erhalten suchte. Den Einwirkungen von dieser Seite

war denn auch ein nicht geringer Antheil an den von der

Mitte des 17. Jahrhunderts an erfolgenden- wiederholten

Entscheiden über Schließung des Stadtburgerrechts
beizumessen ^). Auf daherige beschränkende Beschlüsse von

«) Tillier IV. 386.
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1651 folgte bann berjentge »on 1660, ber babin ging,
wäbrenb 10 Sab^en feine neuen Sürger angunebmen, fobaß

Siemanb in bief« Seit bie Gtfaubniß baben follte, fub ura biefe-

Sergünftigung bei bem fleinen Sattje gu melben mit Sor»

bebatt foldjet Setfonen, welch« man füt baS gemeine Sefte

bebütftig wate; am 5. Seg. 1694 wutbe noaj befajtänfenber

feftgefefet, baß wegen bet gtoßen Sabt Sutg« unb ewiger

Ginwohnet »ot 20 Sabten feine neue Stnnabme gut Sptaaje
fommen folle 57). $inficbtitdj ber Sutbeitung ber eingelnen

Surger an bie ©efellfebaften entbietten, wie oben im erften

Slbfdjnitte bereits angeführt würbe, bie Serorbnungen »on

1692 unb 1702 bie ntaßgebenben Seftimmungen. Gbenbafelbft

wutben bte Sonfeguengen nachgewiefen, welche biefelben bei

eingelnen SlnnohmSbegebten betbeifübtten, big bag Seftet »on

1738 bem unerfreulichen §in« uub $erfd)ieben »on ©efell«

fdjaftSangebörigeii gulefet ein Gnbe machte.

Sngwifcben «folgten »etfcbiebene Slnotbnungen bet Staats*

bebötben in Setteff genau« gottfefeung bet bürgerlichen
Segifttatitt; namentlich bie Otbnung »on 1718, weldje

bie jäbtlidje Gingabe »on Sergeidjntffen ber neu angenommenen

Stubengenoffen gu §anben ber Surgerfamm« »on ben ©efefl*

fajaften »«langte, um baS „©efeUfcbaftfajeinbucb" unb auS

biefem bie Stammbuch« gu »etooUftänbigen.

Sie «wähnten obtigfeitlidjen Sefdjlüffe blatten einen

«Stiflftanb in bet Stnnahme neuet Sütget betbor; eine SluS*

nähme wutbe füt einige Setfonen gemacht, welcbe ficb int

Joggenbutgetftiege 1712 auSgegeicbnet hatten. Snt Sabte

1716 «hielt oud) nodj Samuel «Scheutet, bet auSge*

geidjnete Stofeffot bet Jbeotogie unb fleißige Scbtiftftelfer,

5') £>ie H fließe 3ar)f" eriflirte nur für ben ©tanbrunft bei
33cfiße3 ber «Staatsgewalt unb bet baljerigen SJottbetle.
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1651 folgte dann derjenige von 1660, der dahin ging,
während 10 Jahren keine neuen Burger anzunehmen, sodaß

Niemand in dieser Zeit die Erlaubniß haben sollte, sich um diese

Vergünstigung bei dem kleinen Rathe zu melden mit
Vorbehalt solcher Personen, welcher man für das gemeine Beste

bedürftig wäre; am 3. Dez. 1691 wurde noch beschränkender

festgesetzt, daß wegen der großen Zahl Burger und ewiger

Einwohner vor 20 Jahren keine neue Annahme zur Sprache

kommen solle ^). Hinsichtlich der Zutheilung der einzelnen

Burger an die Gesellschaften enthielten, wie oben im ersten

Abschnitte bereits angeführt wurde, die Verordnungen von

1692 und 1702 die maßgebenden Bestimmungen. Ebendaselbst

wurden die Konsequenzen nachgewiesen, welche dieselben bei

einzelnen Annahmsbegehren herbeiführten, bis das Dekret von
1738 dem unerfrenlichen Hin- und Herschieben von Gesell-

schaftsangehörigen zuletzt ein Ende machte.

Inzwischen erfolgten verschiedene Anordnungen der

Staatsbehörden in Betreff genauer Fortsetzung der bürgerlichen
Registratur,: namentlich die Ordnung von 1718, welche

die jährliche Eingabe von Verzeichnissen der neu angenommenen

Stubengenossen zu Handen der Burgerkammer von den

Gesellschaften verlangte, um das „Gesellschaftscheinbuch" und aus

diesem die Stammbücher zu vervollständigen.

Die erwähnten obrigkeitlichen Beschlüsse brachten einen

Stillstand in der Annahme neuer Burger hervor: eine

Ausnahme wurde für einige Personen gemacht, welche sich im

Toggenburgerkriege 1712 ausgezeichnet hatten. Im Jahre
1716 erhielt auch noch Samuel Scheurer, der

ausgezeichnete Professor der Theologie und fleißige Schriftsteller,

Die «große Zahl" eristirte nur für den Standpunkt des

Besitzes der Staatsgewalt und der daherigen Vortheile.
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baS Secbt eineS „Gwigen GinwobnerS," in weldjet Gigenfd)aft

berfelbe 1718 »on Saufleuten gu einem Stubengenoffen an«

genommen wutbe58). Gin Sabt fpätet befdjloß bie Sunft«

bebötbe, baß in Sutunft bie ©eiftlidjen, weil fte „aUer

Sefdjwetben" befteit feien, 30 Stonen in baS Sltmengut er«

legen fotten. ©onft waten eS jefet SebabilttationS«
begebten »on fotdjen Stngebörigen, bie wegen berfäumter ©e«

bübrenentrichtung ober fonftiger SfKdjtoetlefeung baS Stuben«

recht »erloren batten, womit bie ©efeUfdjaft ftd) bisweilen

gu befaffen batte 59).

58) lieber Scheutet, SDIitglieb bei fönigltcben Slfabemien »on

Sonbon uub Serlin, bet 39 größere ober Heinere SBerfe berouc?«

gab, »etgl. Setner Safdjenbud) 1853, @. 279—280.
59) 3n fotdjem gaffe Befanb ftd) g. 33. SJeter Hogelfiein,

ber Bei 26 Sabre lanbec?obi»efenb war, ftdj 1715 als „©enetal*
muftfont" »ot bem großen Sötte (teilte, unb um nachträgliche Sib*

nähme bet ©tuBenginfe Bat. 3ut $robe fetner miiftfalifcben .Sunft*

fertigfett fompouirte er eine „»atctlänbifdje £>anf * unb ©ebäcijtmtfj*
mufif " füt mehrere Snftrumenfe „iibex bett fo b«tlt'cben, »on ®oit
etfjattenen ©teg in bem Anno 1712 Befebebenen gelbgiig," weldje
am 26. Suli rotrffid) öffentlich aufgeführt nmrbe. 3n feiner 33or*

rebe an bie gnäbigen Herren unb DBent äußert et, „wie er auf
feinet SBanbetfdjaft in eine blir'e 3Menftbarfeit gerattjen, fein
@Ienb auch barin unter ben ©eblägen uub ®eifel einer BarBari«

feben Station fo lange gefatten, bie? bte gnäbige SJorfebung ouf
eine itnerwattete abet wttnbetbate SBetfe ifju baraue? geriffen fjätte."

„.Kommt iljr lieblichen Sirenen,
„Äommt parnafftfdje Gamönen,
„jtommt, laßt hören Gure Jfunfi
„®ott gu @bx, bem Sät gu ®unfi."

35« Sitte um SBieberaufnabme Warb Willfahrt, ob« bet „Otganifl"
Hagelfiefn feborf cenfutitt, in 3ufunft ein beffetes? Seben gu fübten.
Sie Gtmaljnwtg fruchtete abet Wenig, benn unter bie SutSgügei ge«

Wählt, befettirte bei SlBenteut«. — 3n ähnlicher Soge, abet ba«

gegen in ehrenhaft« ©tellung, befanb ftd) bet übet 40 Sabte in

Ktmn Saf (Jjmbutt). 1862. 6

das Recht eines „Ewigen Einwohners," in welcher Eigenschaft

derselbe 1718 von Kaufleuten zu einem Stubengenossen

angenommen wurde Ein Jahr später beschloß die

Zunftbehörde, daß in Zukunft die Geistlichen, weil sie „aller
Beschwerden" befreit seien, 30 Kronen in das Armengut
erlegen sollen. Sonst waren es jetzt Rehabilitationsbegehren

von solchen Angehörigen, die wegen versäumter

Gebührenentrichtung oder sonstiger Pflichtverletzung das Stubenrecht

verloren hatten, womit die Gesellschaft stch bisweilen

zu befassen hatte ^).

s») Neber Scheurer, Mitglied der königlichen Akademien von
London und Berlin, der 39 größere oder kleinere Werke herausgab,

vergl. Berner Taschenbuch 18S3, S. 279 — 280.
ss) In solchem Falle befand sich z. B. Peter Hagelstein,

der bei 26 Jahre landesabwefend war, sich 1715 als „Generalmuffkant"

vvr dem großen Botte stellte, und um nachträgliche
Abnahme der Stubenzinfe bat. Zur Probe semer musikalischen
Kunstfertigkeit komvonirte er eine „vaterländische Dank - und Gedächtnuß-
musik" für mehrere Instrumente „über den so herrlichen, von Gott
erhaltenen Sieg in dem ^.urio 1712 beschehenen Feldzug," welche

am 26, Juli wirklich öffentlich aufgeführt wurde. In seiner Vorrede

an die gnädigen Herren und Obern äußert er, „wie er anf
seiner Wanderschaft in eine harte Dienstbarkeit gerathen, sein

Elend auch darin unter den Schlägen uud Geisel einer barbarischen

Nation so lange gekauen, bis die gnädige Vorsehung auf
eine unerwartete aber wunderbare Weife ihn daraus gerissen hätte."

„Kommt ihr lieblichen Sirenen,
„Kommt varnasffsche Camönen,
„Kommt, laßt hören Eure Kunst
„Gott zu Ehr, dem Bär zu Gunst."

Der Bitte um Wiederaufnahme ward willfahrt, aber der „Organist"
Hagelstein scharf censurirt, iu Zukunft ein besseres Leben zu führen.
Die Ermahnung fruchtete aber wenig, denn unter die Auszüger
gewählt, defertirte der Abenteurer. — In ähnlicher Lage, aber

dagegen in ehrenhafter Stellung, befand sich der über 40 Jahre in

Vttnn Taschenbuch. 6



Ser ©ttltftanb in bet Slufnabme neuet Sütget bauette

fott bis gum Seginne beS lefeten SabtgebntS beS borigen

SabtbunbettS. Sadjbem in golge befferer Ginftdjt entfpre*

djenb ben gotbetungen bet Stlligfett unb ©etecbtigfeit all*

mälig bet Slaffe bet Gwigen Ginwobnet baS »olle tegi«

mentsfäbige Surgerredjt eingeränmt wotben wat 60), btadj
ftch enbli«h bet ©ebanfe bet hoben SBünfibbotfeit bet Set*

mebtung ber Surgerfebaft Sahn unb gab ber gWangSweifen
Stnorbnung ber Obrigfrit, neuangenoramenen Sürgern bie

Slufnobme auf einer ©efeflfebaft guguftebem, ibre Gntftebung.
GS war bie SooSorbnung, weldje, burd) ein Seftet »om

26. SJtätg unb 16. Slptil 1790 feftgefefet, in ben Sabten

1793 unb 1794 adjt ©efdjtedjtem SanbeSangebötiget baS

»olle Sutgetiedjt bet ©tabt »etfdjaffte. Saufleuten fiel bei

biefem Slnlaffe butd) baS SooS ©eridjtsfdjtetbet ßungifer,
SatbSberr gu Slarau gu, ber gegen Grlegung bon 90 SJtarf

feinen ©ilberS (1296 Sronen ober 3240 Si».) in baS Slrmengut

am 6. SJtärg 1794 gum ©tubengenoffen aufgenommen wutbe.

SluS bet belbetifdjen Seriobe ift begüglidj bet SlnnabmS«

»ertjättniffe nur ber Sefcbluß etWäbnenSwettb, weichet baS

Ginguggelb füt bie belbetifdjen Sütgettnnen obfdjaffte unb

bei grembe Weilenbe Stubolf ©attbarb, Hofgolbfdjmieb beim

Sanbgtafen »on HeiT<?n*93bittPI"'tbal; et unfetließ bie Unterijaf*
tungäpflidjt feinec? ©tuBenrecbtt? unb bie GinBürgernng feinet „frem«
ben" gtau unb feinet gwei ©öfjne. Gtfi ein (Snfel »on ihm fonnte
1786 bte Sjßiebereinfe&ung in bae? alte 33urgettedjt erhalten.

<») S3on 1746 — 1793 Wutben 22 gamilien atte? bem ©tonbe
»on Gwigen GinWofjnctn gu SJoflBtirgern erhoben. Sint bte im»
ehelichen 3toeige Butgetlicb« ®efcb!ed)ter, welche nad) Bern

SaternüötiSgefejje ben Stamen ber SJäter trugen, unb auf beren

©efellfebaftenhotten angenommen werben muffen, BlteBen im ©tanb
ber Galgen GinWobner, Bie? bie @taate"umwälgung »on 1798 auch

füt biefen Seft ben au£?nabmc?weifen 3ufianb aufhob.

Der Stillstand in der Aufnahme neuer Burger dauerte

fort bis zum Beginne des letzten Jahrzehnts des vorigen

Jahrhunderts. Nachdem in Folge besserer Einsicht entsprechend

den Forderungen der Billigkeit und Gerechtigkeit

allmälig der Klasse der Ewigen Einwohner das volle

regimentsfähige Burgerrecht eingeränmt worden war 6°), brach

sich endlich der Gedanke der hohen Wünschbarkeit der

Vermehrung der Burgerschaft Bahn und gab der zwangsweisen
Anordnung der Obrigkeit, neuangenommenen Burgern die

Aufnahme auf einer Gesellschaft zuzusichern, ihre Entstehung.

Es war die Loosordnung, welche, durch ein Dekret vom

26. März und 16. April 179« festgesetzt, in den Jahren
1793 und 1794 acht Geschlechtern Landesangehöriger das

volle Burgerrecht der Stadt verschaffte. Kaufleuten fiel bei

diesem Anlasse durch das Loos Gcrichtsschreiber Hunziker,
Rathsherr zu Aarau zu, der gegen Erlegung von 99 Mark

feinen Silbers (1296 Kronen oder 3240 Liv.) in das Armengut
am 6. März 1794 zum Stubengenossen aufgenommen wurde.

Aus der helvetischen Periode ist bezüglich der

Annahmsverhältnisse nur der Beschluß erwähnenswert!), welcher das

Einzuggeld für die helvetischen Bürgerinnen abschaffte und

der Fremde weilende Rudolf Gaudard, Hofgoldschmied beim

Landgrafen von Hessen-Philippsthal; er unterließ die

Unterhaltungspflicht seines Stnbenrechts und die Einbürgerung seiner „fremden"

Frau und seiner zwei Söhne. Erst ein Enkel von ihm konnte

1736 die Wiedereinsetzung in das alte Burgerrecht erhalten.
M) Von 1746 — 1793 wurden 22 Familien aus dem Stande

von Ewigen Einwohnern zu Vollburgern erhoben. Nur die un»
ehelichen Zweige bürgerlicher Geschlechter, welche nach dcm

Paternitätsgesetze den Namen der Väter trugen, und auf deren

Gesellschaften hatten angenommen werden müssen, blieben im Stand
der Emigen Einwohner, bis die Staatsumwälzung von 1798 auch

für diesen Rest den ausnahmsweisen Zustand aufhob.
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baffelbe bloß für bte „lanbeSfremben SBetber" befteben ließ;
»on ben begogenenen ©ebübren foUten ein Srittbeil bet ©e*

feflfajaft unb gwei Stittbette bet ©emetnbsfaramet gufommen.

Gine umfaffenbe Gmeuetung bet gefefelidjen Sotfdjtiften
über bie Surgerannabme fanb butd) boS am 5. unb

10. Sanuar 1804 burd) bie neuen Sebörben ertaffene Sur«

gerannabmSreglement ftatt. SllS Grforbemtffe für alte ftd)

Slnmelbenben würben aufgeftellt: reforrairte Sonfeffion, ©tanb

eigenen StedjtenS ober bei SBittwen unb SBaifen Suftimmung
beS SogteS ober ber SotmunbfdjaftSbebötbe; für SantonS«
angebörige ber Seftfe etneg Santongbürgerredjtg fett mebr

als 20 3abten; für Sidjtf antonSbürger eine SegierungS«

bewiUigung gur SurgerteebtSetwetbung. Sie finangieUe Se«

bingung wat eine Ginfaufsfumrae bon 60 SJtatf feinen

Silbers füt bte Stabt, »on 80 SJtatf füt bie ©efeUfcbaft

nebft einet Sulage »on 5 SJtatf füt jebeS ©lieb bet rait bem

Seubutget attfgunebmenben gamilie. Sludj bie Sütget«
tecbtSfdjenfung an auSgegeidjnete obet befonbetS »etbiente

Setfonen, immetbin tefotmitten SefenntniffeS, wutbe legte«

mentotifdj getegelt, fo baß bet ©tabtratt) baS betieffenbe Gin«

faufSgelb bet ©efeUfcbaft gu »etgüten batte. Sie Stnweifung
ber ©efeUfcbaft follte ferner burcb baS SooS nach einet

Sebtotbnung «folgen. SJtit bet SJtittbeitung beS neuen Se«

glementS betbonb bet ©tabttafb bie Slngeige, baß bei ben

jüngften Suigetannabraen butdj bie SooSotbnung bet ge«

Wefene ©enetalabjutant unb nadjbetige Obetfttieutenant unb

Gbef beS SanbjägetfotpS, ©eotg Senebift $äffig bon

Slatau, weldjem wegen bet ©tabt Setn getrifteten Sienfte
baS Sutgettedjt gefdjentt wotben, auf Saufleuten angewie*

fen warb.
SBit baben bereits im erften Stbfdjnitt bie Slnfrage beS

©tabtratbeS bon 1804, „ob unb auf weldje SBeife Sauf«

S3

dasselbe bloß für die „landesftemden Weiber" bestehen ließ:
von den bezogenenen Gebühren sollten ein Drittheil der

Gesellschaft und zwei Drittheile der Gemeindskammer zukommen.

Eine umfassende Erneuerung der gesetzlichen Vorschriften

über die Burgerannahme fand durch das am 5. und

10. Januar 1801 durch die neuen Behörden erlassene Bur-
gerannahmsreglement statt. Als Erfordernisse für alle sich

Anmeldenden wurden aufgestellt: reformirte Konfession, Stand

eigenen Rechtens oder bei Wittwen und Waisen Zustimmung
des Vogtes oder der Vormundschaftsbehörde: für
Kantonsangehörige der Besitz eines Kantonsbürgerrechts seit mehr

als SO Jahren; für Nichtkantonsbürger eine Regierungsbewilligung

zur Burgerrechtserwerbung. Die finanzielle

Bedingung war eine Einkaufsfumme von 60 Mark feinen

Silbers für die Stadt, von 80 Mark für die Gesellschaft

nebst einer Zulage von S Mark für jedes Glied der mit dem

Neuburger aufzunehmenden Familie, Auch die Burger-
rechtsschenkung an ausgezeichnete oder besonders verdiente

Personen, immerhin reformirten Bekenntnisses, wurde

reglementarisch geregelt, so daß der Stadtrath das betreffende

Einkaufsgeld der Gesellschaft zu vergüten hatte. Die Anweisung
der Gesellschaft sollte ferner durch das Loos nach einer

Kehrordnung erfolgen. Mit der Mittheilung des neuen

Reglements verband der Stadtrath die Anzeige, daß bei den

jüngsten Burgerannahmen durch die Loosordnung der

gewesene Generaladjutant und nachherige Oberstlieutenant und

Chef des Landjägerkorps, Georg Benedikt Hässig von

Aarau, welchem wegen der Stadt Bern geleisteten Dienste

das Burgerrecht geschenkt worden, auf Kaufleuten angewiesen

ward.

Wir haben bereits im ersten Abschnitt die Anfrage des

Stadtrathes von 1304, „ob und auf welche Weise Kauf-
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leuten eine gefdjloffene ©efeUfcbaft fei" unb bie

bejabenbe Slntwort betfelben, ebne baß übrigens ein beftimm*

teS Seftet batübet «laffen wotben fei, etwäbnt; feit mebr

als einem Sabri)unb«te auch wären webet Slngebötige an«

betet ©efellfebaften angenommen, nodj eigene Slngebötige auf
anbete »etfdjidt wotben, fo baß Saufteuten aud) bie Söhne

bet eigenen Sunftgenoffen behielt, auch wenn fie günftige

^anbwerfe eilemt hätten. Sen befinitiben Slbfdjtuß ber Die*

gelung ber Slnnabmen, foweit babei bte günftigen Sanbwerfe

in grage fommen mochten, brachte baS Setret beS großen

StabtratljeS »om 24. Sanuar 1805, welches bett Sunft*
gwang für bie 13 ©efellfebaften förmlich aufhob,
fo boß nunmehr fein Surg«, Weichet ein »otmalS günjtigeS

IJanbwerf «leinte, beßroegen bie Slnnabme auf berjenigen

©efeUfcbaft begebten fonnte, auf ber foldjeS früh« günftig

Wat; ebenfo feine betfelben ibte Stngebörigen wegen günftigen

fanbwetfeS »on bet »ätetlidjen ©efeUfdjaft entfernen butfte.

Sie Slufhebung beS SunftgwangeS foflte abet allfäflige SJtei*

ftetfebaften unb öanbwerfSgünfte nicht betteffen.

Sladjbem 1809 eine Slntegung »on Saufteuten für Stb*

febaffung beg Soofeg bei ben Sutgeiannobmen unb SBie«

bereinfübrung freier Serftänbigung mit ben aufgu*

nebmenben Seuburgem feinen Grfolg gehabt batte, fo ttug
bann bod) bet Stabttatb in bem neuen Seglemente »on 1812
bem auggefprodjenen SBunfctje Sedjnung, inbem barin bie

Sertoofung befeitigt unb bem Seuburger überlaffen war,
ftdj in Sabtegfrift um bie freiwillige Slufnobme auf einer

ber ©efellfdjaften gu bewerben 61).

81) SJadj biefer neuen 33erotbnnng würbe hierauf 1813 Dr.
Med. ©amuel Sebmann in SDlutt „gleichwie bet ©obn einet?

®rfd(fd)aftegcnoffen ohne loeittre ÜJeliBeration" alt? 3uuftgenoffe
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leuten eine geschlossene Gesellschaft sei" und die

bejahende Antwort derselben, ohne daß übrigens ein bestimmtes

Dekret darüber erlassen worden sei, erwähnt: seit mehr

als einem Jahrhunderte auch wären weder Angehörige
anderer Gesellschaften angenommen, noch eigene Angehörige auf
andere verschickt worden, so daß Kaufleuten auch die Söhne

der eigenen Zunftgenossen behielt, auch wenn sie zünftige

Handwerke erlernt hätten. Den definitiven Abschluß der

Regelung der Annahmen, soweit dabei die zünftigen Handwerke

in Frage kommen mochten, brachte das Dekret des großen

Stadtrathes vom 24. Januar 1305, welches den Zunftzwang

für die 13 Gesellschaften förmlich aufhob,
fo daß nunmehr kein Burger, welcher ein vormals zünftiges

Handwerk erlernte, deßwegen die Annahme auf derjenigen

Gesellschaft begehren konnte, auf der solches früher zünftig

war? ebenso keine derselben ihre Angehörigen wegen zünftigen

Handwerkes von der väterlichen Gesellschaft entfernen durste.

Die Aufhebung des Zunftzwanges sollte aber allfällige
Meisterschaften und Handwerkszünfte nicht betreffen.

Nachdem 1809 eine Anregung von Kaufleuten für
Abschaffung des Looses bei den Vurgerannahmen und

Wiedereinführung freier Verständigung mit den

aufzunehmenden Neuburgern keinen Erfolg gehabt hatte, so trug
dann doch der Stadtrath in dem neuen Réglemente von 1813
dem ausgesprochenen Wunsche Rechnung, indem darin die

Verloosung beseitigt und dem Neuburger überlassen war,
stch in Jahresfrist um die freiwillige Aufnahme auf einer

der Gesellschaften zu bewerben ^).

°>) Nach dieser neuen Verordnung wurde hierauf 1813 vr.
A«à. Samuel Lehmann in Muri „gleichwie der Sohn eines

Gesellschaftsgcnosfen ohne weitere Deliberation" als Zunftgenoffe



Slllein febon 1814 nach tbetlweifet SBiebetberfteUuwg bm

alten SegierungSform trat eine neue Serorbnung an bfe

SteUe berjenigen »on 1812. Sn berfelben ftunb nun bte

Seftimmung, baß füt bie Stfpitanten, welche in ber borge«

febriebenen griff bie Slufnobme in einer ©efeUfdjaft nidjt et?

tangen tonnten, eine »iergebnte geftiftet werben follte;
bie Seftimmung beS SlnnabmSgetbeS würbe ben 13 alten

©efellfebaften freigefteflt. hierauf fefete baS große Sott boS?

fetbe auf 130 SJtatf feinen SilbetS für ben Seuburger, unb

auf 5 SJtarf für jebeS ©lieb feiner gamilie. Son jener
Summe waren aber nadj ©efefe 40 SJtatf an bie SBaifen«

häufet unb an ben Stobtatmofenfonb abgugehen 62).

Gin Setfud) ber Stabtberwoltung, bie SooSorbnung
wiebereingufübren unb baS SlnnabmSgelb berabfefeen
gu laffen, um bie Slufnobme neuer Surget gu begünftigen,

fdjeiterte 1820 an bem SBtbetftanbe bet ©efellfchaften, wetebe

ftdj ibrer freien Gntfdjeibung nicht mehr entäußern woflten

unb bie Utfacbe beS SJtangelS an Slfpiranten barin erbtidten,

angenommen (»ergf. ÜBer Sehmann 93erner Safcbenbud) 1855,
S. 222 — 216), wogegen im gleidjen 3ofjre ein fn Sern ange«
feffenet SudjfaBrifatit, »eichet beteit« »om ©tabtratbe bat? Surget«
recht erbalten hotte, „wegen fetnet gablreicben 3)es?cenbeng »on 14
©fiebern" abgewiefen würbe.

62) Unter biefen SBebingungen nahm man 1814 ben Stechte?«

profliratot ©amuel «Berber »on Sggimtjt, 1816 SofoB ®eorg
%f A) i f fe 11 »on Steuenfiabt gu ©enoffen an; gum tJnterfcbtebe »on
ber ältetn Sinie Xfdjiffelt wutbe im SBappen eine brisure an bei
Sänge betgefügt. (SBcnfall? 1816 cttbeflte man bem S3ilbbau«
Heinrid) SBäbet (Weber) in Sonbon, gegen Gniricbfung bet
feit bent Sobe feinet? 33atert? (1782) fällig geworbenen ©tuben*
ginfe bai nadjgefudjfc ©efcllfdjaft^redjt. fernere Slufnabmen er*

folgten 1820: Startet SDaniel Hungifet gu UrfenBad), »on

Slatau; 1823: Honbetämann S. gr. SJclg, »on Stibau.

Allein schon 1814 nach theilweiser Wiederherstellung der

alten Regierungsform trat eine neue Verordnung an VW

Stelle derjenigen von 1812. In derselben stund nun die

Bestimmung, daß für die Aspiranten, welche in der

vorgeschriebenen Frist die Aufnahme in einer Gesellschaft nicht er?

langen könnten, eine vierzehnte gestiftet werden sollte:
die Bestimmung des Annahmsgeldes wurde den 13 alte»

Gesellschaften freigestellt. Hierauf setzte das große Bott
dasselbe auf 130 Mark feinen Silbers für den Neuburger, und

auf S Mark für jedes Glied seiner Familie. Von jener
Summe waren aber nach Gesetz 40 Mark an die Waisenhäuser

und an den Stadtalmosenfond abzugeben °^).

Ein Versuch der Stadtverwaltung, die Loosordnung
wiedereinzuführen und das Annahmsgeld herabsetzen

zu lasten, um die Aufnahme neuer Burger zu begünstigen,

scheiterte 1820 an dem Widerstande der Gesellschaften, welche

sich ihrer freien Entscheidung nicht mehr entäußern wollten

und die Ursache des Mangels an Aspiranten darin erblickten,

angenommen (vergl. über Lehmann Berner Taschenbuch 1855,
S. 222 — 2Z6), wogegen im gleichen Jahre ein in Bern
angesessener Tuchfabrikant, welcher bereits vom Stadtrathe das Burgerrecht

erhalten hatte, „wegen seiner zahlreichen Descendenz von 14
Gliedern" abgewiesen wurde.

W) Unter diesen Bedingungen nahm man 1314 den

Rechtsprokurator Samuel Gerber von Eggiwyl, 1316 Jakob Georg
Tschi ffe l i von Neuenstadt zu Genossen an; zum Unterschiede von
der ältern Linie Tschiffeli wurde im Wappen eine brisure an der

Lanze beigefügt. Ebenfalls 1816 ertheilte man dem Bildhauer
Heinrich Wäber (Weder) ,'n London, gegen Entrichtung der
seit dem Tode seines Vaters (1782) fällig gewordenen Stubenzinse

das nachgesuchte Gesellschaftsrecht. Fernere Aufnahmen
erfolgten 1820: Pfarrer Daniel Hnnziker zu Ursenbach, von
Aaran z 1823 : Handelsmann L. Fr. Bolz, von Nidau.
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tiftß Me bloßen Gtnfaßen im Sergleidje mit ben Sürgern
giemlicb gleicbmäßige Sortbeile genöffen.

Sie SatbSbefdjtüffe »on 1826 ttnb 1827 über bie SBabt*

att bet 200 SJtitgliebet bet Sutgetfebaft in ben gtoßen Satb
fefetenauf bte Setfäumniß ber ©efellfajaftSannabme
mebtjäbtiget Sutg« gwat feine Süße, abet fdjloffen folcbe

bon bet SBäbtbatfeit in ben großen Satb aus unb ber*

pflichteten fte immerhin gur Slnnabme »on Sogtfdjaften.

Sn Sotlgiebung beS obrtgfeitlidjen SefreteS über bie

Ginguggetber bon 1816 würbe bon ber Stabtöetwattung
baSjenige für bie Surger bon Sern neu beftimrat unb gwar
für bie §eiratb mit einet Santongbütgetin 20 Stonen, wo*

»on 16 St. 16 Sfe. 2Vj St. in bog Sltmengut; füt eine

Scbwetgetin 60 Stonen, wo»on 25 St. in bog Sltmengut;

füt eine Sluglänbetin 80 Stonen, wobon 33 St. 8 Sfe.

IY2 St. in bog Sltmengut, metdjeg Setbältniß bem Srit*
tbeile beg ebemaligen Ginguggetbeg »on 50, 75 unb 100
Stonen entfptadj. Slllein 1820 wutben, nadjbem bie Se«

gietung bie Gtböhung bet Ginfaßengebübten füt bie Stabt
Setn bewilligt hatte, bte Ginguggelb« ebenfalls auf 100,
300 unb 400 Sib. erhöbt, welche Scala 1832 auS Slnlaß

ber §erabfefeung jenet ©ebübien biejentge Umwanblung et*

litt, welche noch gegenwättig beftetjt. Set Sutg« bat näm*

lidj bei feinet Setbeitatbung mit einet

SantonSbütgettn Sib. 50 ober in n. Sßäbrg. 72 gr. 46 Sp.

Sdjwrigetin „ 150 „ 144 „ 92 „
SluSlänberin „ 200 „ 289 „ 85 „
gu entrichten. Seither berbanb ficb eine Slngahl Santone gu

einem Sonforbate, welajeS bei $eiratben mit ibren Slngebö*

rigen fein größeres Ginguggelb als für SantonSbürgetinnen

jjutäßt.
Uebet bie Slufnabme neuet gamilien in baS ©efell*
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haß die bloßen Einsaßen im Vergleiche mit den Burgem
ziemlich gleichmäßige Vortheile genössen.

Die Rathsbeschlüsse von 1326 und 1327 über die Wahlart

der 200 Mitglieder der Burgerschaft in den großen Rath
setzten auf die Versäumnis; der Gesellschaftsannahme
mehrjähriger Burger zwar keine Buße, aber schlössen solche

von der Wählbarkeit in den großen Rath aus und

verpflichteten sie immerhin zur Annahme von Vogtschasten.

In Vollziehung des obrigkeitlichen Dekretes über die

Einzuggelder von 1816 wurde von der Stadtverwaltung
dasjenige für die Burger von Bern neu bestimmt und zwar
für die Heirath mit einer Kantonsbürgerin 20 Kronen,
wovon 16 Kr. 16 Btz. 2^/2 Kr. in das Armengut; für eine

Schweizerin 60 Kronen, wovon 25 Kr. in das Armengut;
sür eine Ausländerin 80 Kronen, wovon 33 Kr. 8 Btz.

1^/2 Kr. in das Armengut, welches Verhältniß dem

Drittheile des ehemaligen Einzuggeldes von 50, 75 und 100
Kronen entsprach. Allein 1820 wurden, nachdem die

Regierung die Erhöhung der Einsaßengebühren für die Stadt
Bern bewilligt hatte, die Einzuggelder ebenfalls auf 100,
300 und 400 Liv. erhöht, welche Scala 1832 aus Anlaß
der Herabsetzung jener Gebühren diejenige Umwandlung
erlitt, welche noch gegenwärtig besteht. Der Burger hat nämlich

bei feiner Verheirathung mit einer

Kantonsbürgerin Liv. 50 oder in n. Währg. 72 Fr. 46 Rp.

Schweizerin „ 150 „ 144 „ 92 „
Ausländerin „ 20« „ 289 „ 85 „
zu entrichten. Seither verband sich eine Anzahl Kantone zu
einem Konkordate, welches bei Heirathen mit ihren Angehörigen

kein größeres Einzuggeld als für Kantonsbürgerinncn

zuläßt.
Ueber die Aufnahme neuer Familien in das Gesell-
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fdjaftStedjt entbiett baS ©efeUfebaftSreglement »on 1837 bie

Seftimmung, baß bte SJtebtbrit bet Stnwefenben (ftübet 2/3)

in gebeimet Slbftimmung etfotbettiaj fei; baS neue Seglement

»ob 1853 bebält biegebetme Slbftimmung unb bie bloße SJtebr*

beit bet Stnwefenben bei; als Sotbebatt ift feftgefefet, baß

bet Sewetbet baS allgemeine Stabtbutgettedjt erbalten werbe.

Sen Söbnen ber ©efeUfdjaftSmitgliebet witb bagegen nach

Sottegung bet im Seglemente »otgefcbtiebenen etfotbetlieben

Sequiftte burcb offenes ©timmenmebr baS ©efeUfcbaftSteebt

ettbeilt.
SaS SluSftetben ringeln« ©efdjtedjtet unb bie fcbwadje

Sabt bet in bet ©tabt wobnbaften, gut Setwaltung bet ge«

feflfäjaftlidjen Snteteffen »eifügbaten befähigten Sunftgenoffen

etwedten 1839 ben woblbegtünbeten SBunfdj, butdj Set«
minbetung beS biSbetigen SJtartmumS bet Sin*

nabmSgebübt, wie bereits einige ©efellfebaften »orange*

gongen, bie Suft gut Slnmelbung gu »etmebten. SaS große

Sott brachte wirtlich ben Stntrag gur SluSfübrung unb fefete

ara 11. Seg. 1839 baS btSbetige SJtarimum »on 3240 S,

auf 2500 S. betab; ferner würbe bem »erebeli«hten Seu*

burger für feine ©attin nichts, für jebeS Sinb ober Gnfet,

welches mit ibm gugleidj baS ©efeflfdjaftSredjt erlangt, eine

©ebübr bon 100 S. auferlegt, bagegen »otbebalten je nad)

Umftänben eine geringere Summe alg bie 2500 S. gu be*

fttmmen. Siefe nidjt geringe Grteidjtetung bet Slufnobme

batte benn auch wirtlich ben gewünfdjten Grfolg, inbem in

finget Seit »etfdjiebene Slnnabmgbegebten einlangten, benen

audj entfptodjen wutbe 63J. Sei bet Ginfübtung beS neuen

<!3) 1840 Honbclc?monn 3.. g. Slugufl Saf Iff, »on Steuen«

fiabt; Itbtmacber SI. 3- .ffönig, »on Beißmtjl (SJtüncbenbucbfec);

Sfortet Staxl 3fcbet, ron S31itmenflein gu Htlterftngen (fpäter
in SSern); Hanbelsmann Ä. Sbit. H»r"«ng, aus Sbeinpreußen.
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schaftsrecht enthielt das Gesellschaftsreglement von 1837 die

Bestimmung, daß die Mehrheit der Anwesenden (früher ^/z)
in geheimer Abstimmung erforderlich sei: das neue Reglement

vo» 18S3 behält die geheime Abstimmung und die bloße Mehrheit

der Anwesenden bei; als Vorbehalt ist festgesetzt, daß

der Bewerber das allgemeine Stadtburgerrecht erhalten werde.

Den Söhnen der Gesellschaftsmitglieder wird dagegen nach

Vorlegung der im Réglemente vorgeschriebenen erforderlichen

Requisite durch offenes Stimmenmehr das Gesellschaftsrecht

ertheilt.
Das Aussterben einzelner Geschlechter und die schwache

Zahl der in der Stadt wohnhaften, zur Verwaltung der

gesellschaftlichen Interessen verfügbaren befähigten Zunftgenossen

erweckten 1839 den wohlbegründeten Wunsch, durch

Verminderung des bisherigen Maximums der
Annahmsgebühr, wie bereits einige Gesellschaften vorangegangen,

die Lust zur Anmeldung zu vermehren. Das große

Bott brachte wirklich den Antrag zur Ausjührung und setzte

am 11. Dez. 1839 das bisherige Maximum von 3249 L.
auf 2500 L. herab; ferner wurde dem verehelichten

Neuburger für seine Gattin nichts, für jedes Kind oder Enkel,

welches mit ihm zugleich das Gesellschaftsrecht erlangt, eine

Gebühr von 100 L. auferlegt, dagegen vorbehalten je nach

Umständen eine geringere Summe als die L50O L. zu

bestimmen. Diese nicht geringe Erleichterung der Aufnahme

hatte denn auch wirklich den gewünschten Erfolg, indem in

kurzer Zeit verschiedene Annahmsbegehren einlangten, denen

auch entsprochen wurde Bei der Einführung des neuen

W) 1840 Handelsmann I.. F. August Balli f, von Neuenstadt;

Uhrmacher A. I. König, von Deißwyl (Mïmchenbuchsee) ;

Pfarrer Karl Jscher, ron Blnmenstein zu Hilterfingen (später
in Bern); Handelsmann K, Phil. Hörning, ans Rheinprenßen.



StüngfußeS fanb bann bie Umwanblung bet ©ebül)ten in
folgenber SBeife ftatt: baS Sutg«annabmSgelb obet bie Ginfaufs*
ftmtme füt be« Seubutget wutbe auf 3700 §r. (SJtarimum),

füt jebeS Sinb auf 150 gfr. feftgefefet 6i). Sie StnnabmS«

Sn ben fotgenben 3obten erhielten bann nod) bai ©efellfdjaftä*
ted)i: 1841 3. ©abriet H'tngigfer, SSitcbnegott'ant, »on Slatau;
1843 3. 3of. Stepp, 33etgolbet, »on Stomane-boin, St. Sbttrgau;
1844 3. Heinr. Sau mg att net, »on Stibau unb @t. ©allen, SJfar*

r« gu Sribau ; 1848 ®eneral SBi(l)elm Heint. Süfour, »on @enf,
welchem auf Slnregung »on ©tubengenoffen, bie au bem ©onber*
6unbc?felb$uge Xbeil nahmen, in Slnerfennung feiner oud) »om @eg*

ner banfbar gewürbigten, aitsgegeidjneten Seitung, bie ei ermög*
liebte, ben 33ürgerfrieg rafcb unb ofjne großes S3(itf»ergießen gu
beenbigen, bai ©efeflfdjaftsredjt gefebenft wutbe, Worauf bann

aud) bie Sürgergemeinbe ben ©eneral mit ber ©djenfung bee? oll*
gemeinen ©tabtburgerreebtes beehrte; ferner im gleichen Safjre
SBittwe unb Äinbet bes »erfiorbenen SlmtSgericbtsfchreiBers (Bbtit
fiel Iet, »on ©aanen; 1849 SBittwe unb Äinbet bes »etftotbenen
SecbtSagenten SB ebet, »on SMtbeim, Äanton Saigon; 1853

Söelnnegotiant Safob Ääfer, »on .Stiem*Bietwpl; 1854 grie«
brich 33 u eb er, »on ©djüpfen, SanbWftth gu Ottfdjtoaben; SBittwe
unb jtinber bes »etfiotbenen 3ud«6äders SB eng et, »on Slumen*
ftein; 1856 ©cbweittmefeget unb ©peifewftth Ghtifloph Seng,
»on Höebftetten; 1861 3ob- .Stonrab ©ebwarg, »on Sägctweilett,
Äanton Sbutgau, HanbelSmann.

61) Sluf ben »etfdjiebenen 3ünften richten ftd) mebt ober wem*

get bie Gtnfauffmnmen nod) bem SetmögenSbefionb unb ben größern
ober geringem Sottljeilen berfelBen. S)aS Sringtp b« Grleiebteiung
bes Ginfaufs ffi aber auf ben mebrfien bctifcbenb gewotben. @o

ungleich bfe 93eftimmungen übet bie SlnnaljmSgeBübt auf ben ein*

geinen ©efellfdjaften ftnb, fo befiebt bagegen fitt alle S3utget»
tedjtsBewerber bie gleiche, im 33utgetannaf)mStegle*
ment »on 1823 fefigefegte Ginfouffumtne in bas alt*
gemeine ©tabtbuigettedjt, nämlid) 25 50totf, ctbgetunbet
in nettet SBäljrung ouf 1300 ®r., moson 520 gt. bem oflge«
meinen bürgerlichen Slmen* unb (SrgtebungSfonb unb 780 gt. ben

Münzfußes fand dann die Umwandlung der Gebühren in
folgender Weife statt: das Burgerannahmsgeld oder die Einkaufssumme

für de» Neuburger wurde auf 3709 Fr. (Maximum),
für jedes Kind auf 150 Fr. festgesetzt ^). Die Annahms-

Jn den folgenden Jahren erhielten dann noch das Gesellschaftsrecht:

1341 I. Gabriel Hunzigker, Tnchnegotiant, von Aarau;
1843 I, Jak. Kopp, Vergolder. von Romanshorn. K. Thurgau;
1344J,Heinr. Baumgartner, von Nidau und St. Gallen, Pfarrer

zu Nidau; 1848 General Wilhelm Heinr. Düfour, von Genf,
welchen, auf Anregung von Stubengenoffen, die nn dem Sonder-
bundsfeldzuge Theil nahmen, in Anerkennung seiner auch vom Gegner

dankbar gewürdigten, ausgezeichneten Leitung, die es ermöglichte,

den Bürgerkrieg rasch und ohne großes Blutvergießen zu
beendigen, das Gesellschaftsrecht geschenkt wurde, worauf dann

auch die Burgergemeinde den General mit der Schenkung des

allgemeinen Stadtburgerrechtes beehrte; ferner im gleichen Jahre
Wittwe und Kinder des verstorbenen Amtsgerichtsfchreibers
Christeller, von Saanen; 1849 Wittwe und Kinder des verstorbenen

Rechtsagenten Weber, von Beltheim, Kanton Aarga»; 1853

Welnnegotiant Jakob Käser, von Klein-Dietwyl; 1854 Friedrich

Buch er, von Schupfen, Landwirth zu Ortschwaben; Wittwe
und Kinder des verstorbenen Zuckerbäckers Weng er, von Blumenstein;

185S Schweinmetzger und Speisewirth Christoph Benz,
von Hochstetten; 1861 Joh. Konrad Schwarz, von Tägerweilen,
Kanton Thurgau, Handelsmann.

«4) Auf den verschiedenen Zünften richten sich mehr oder weniger

die Einkaufsummen nach dem Vermögensbestand und den größern
oder geringern Vortheilen derselben. Das Prinzip der Erleichterung
des Einkaufs ist aber aus den mehrsten herrschend geworden. So
ungleich die Bestimmungen über die Annahmsgebühr auf den

einzelnen Gesellschaften sind, so besteht dagegen für alle Burger-
rechtsbewerber die gleiche, im Burgerannahmsregle-
ment von 1823 festgefetzte Ginkaufsumme in das
allgemeine Stadtburgerrecht, nämlich 25 Mark, abgerundet
in neuer Währung auf ISO» Hr., wovon 520 Fr. dem
allgemeinen bürgerlichen Armen- und Grziehungsfond und 739 Fr. den



gebühren ber burcb Gtteicbung beS majorennen SllterS gur
©timmfäbigteit am großen Sötte getangenben ©efeflfdjafts*

genoffen würben bagegen beftimmt: baS Slnnabmlgelb, früber
aud) JtaftamentSgetb genannt, gu fanben beS SltinengutS 8 gr.
70 Sp., baS Gimergelb in baS ©tubengut 5 gr. 80 Sp.,
baS Gmolument für ben Sefretät 1 gt. 10 Sp.

Sie ©efeüfajaft »on Saufleuten gebort, Wie bie Stufgäb«

tung ibrer in ben lefeten 20 Sabten aufgenommenen Seu«

butg« beweist, gu benjenigen, weldje am willigften ben Gin*

tritt in ibten Setbanb geftatten unb in bet Gtweiteiung ibteS

StetfeS eine «fteulidje Stärfung unb eine wünfdjenSwertbe

görb«ung ihres StrebenS unb ©ebetbenS erbliden. Sie »on

ber oberften StaatSbebörbe befdjtoffene unentgetblicbe, gwangS*

weife Ginbürgerung ber Sanbfaßen unb $eimatb*
lofen, weldje biefeS Sabt ben Setfonalheftanb ber ©efell«

fcbaft mit ungefäbr 30 Söpfen »erwehren wirb, fann unb

foU füt biefelbe ungeachtet bet »otausftdjtlicben Selaftung beS

©efeUfdjaftSguteS fein Seweggtunb fein, bie biSbetige Setett*

WiUigteit in bet Slufnobme aufgugeben, fonbetn aud) fetnet nod)

witb fte »on richtig« Slnfebauung geleitet, adjtungSwetttje Se»

Weihet mit gteuben in ben gefeUfdjaftlidjen Setbanb aufnebmen.

SBaifentjänfetn jnfolfen. Ser in bem ©e'ege übet bie öfonomf*

fdjeiiSetbältniffe ber bffentlicben SJrtmarfdjuIen »om 7. 3uni 1859

fefigefefjte Seitrag »on 10 obet 20 Sjjtogent bet S3ntgerrecbtsein*
fauffumme an bie GinWobnergemeinbc * ©chutgütet ift
fowobl »on bet Ginfauffumme in bas allgemeine ©tabtBurgertcdjt
al* »on berjenigen tu bas ©efefffcbaftsrecbt gu leiflen. Setgebtid)
hatte nebft anbern SJurgergcmeinben »cm Sanbe aud) biejenfge »on

33ern gegen biefe bem 3eitgeifle, weichet auf Gtweiteiung unb

Gtleicbtetung ber S3urgerrecbtsöffming bringt, Wibetfirebenbe unb
bebeutenbe Grfdjweiung bes Ginfaufs, namentlich in bie teidjetn
Surgcrgtmeinbcu, ptoteflftt; bie ffteffamationen bewitften jebodj
eine namhafte Ermäßigung bet ptojeftitten SlbgaBsfumwe.

gebühren der durch Erreichung des majorennen Alters zur
Stimmfähigkeit am großen Botte gelangenden Eesellschafts-

Kenossen wurden dagegen bestimmt: das Annahmsgeld, früher
auch Traktamentsgeld genannt, zu Handen des Armenguts 8 Fr.
7« Rp., das Eimergeld in das Stubengut S Fr. 80 Rp.,
das Emolument für den Sekretär 1 Fr. 10 Rp.

Die Gesellschaft von Kaufleuten gehört, wie die Aufzählung

ihrer in den letzten 20 Jahren aufgenommenen

Neuburger beweist, zu denjenigen, welche am willigsten den Eintritt

in ihren Verband gestatten und in der Erweiterung ihres
Kreises eine erfreuliche Stärkung und eine wünschenswerthe

Förderung ihres Strebens und Gedeihens erblicken. Die von
der obersten Staatsbehörde beschlossene unentgeldliche, zwangsweise

Einbürgerung der Landsaßen und Heimathlosen,

welche dieses Jahr den Personalbestand der Gesellschaft

mit ungefähr 30 Köpfen vermehren wird, kann und

soll für dieselbe ungeachtet der voraussichtlichen Belastung des

Gesellschaftsgutes kein Beweggrund sein, die bisherige

Bereitwilligkeit in der Aufnahme aufzugeben, sondern auch ferner noch

wird sie von richtiger Anschauung geleitet, achtungswerthe Be»

Werber mit Freuden in den gesellschaftlichen Verband aufnehmen.

Waisenhäusern zufallen. Der in dem Ge'etze über die ökonomischen

Verhältnisse der 'öffentlichen Primarschulen vom 7. Juni 1859

festgesetzte Beitrag von 10 oder 29 Prozent der Burgerrechtsein-
kauffnmme an die Einwohnergemeinde-Schulgüter ist
fvwvhl von der Einkaufsumme in das allgemeine Stadtburgerrccht
als von derjenigen in das Gefellfchaftsrecht zu leisten. Vergeblich
hatte nebst andern Burgergcmeiuden vom Lande auch diejenige von

Bern gegen diese dem Zeitgeiste, welcher auf Erweiterung und

Erleichterung der Burgerrechtsöffnung dringt, widerstrebende und
bedeutende Erschwerung des Einkaufs, namentlich in die reichern

Burgcrgrmeinden, protestirt; die Reklamationen bewirkten jedoch

eine namhafte Ermäßigung der projektirten Abgabsfumzne,
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9. SeliBrBcn unb Beamte.

Sie ©efeUfcbaften, urfprüngliaj freie Sereine, bie fidt) wie

aus ben borigen Slbfdjnttten erbeUte, mit obrigteitlicber Sewil*

figung tbeilS gu orbenttiojer Setretbung ibrer ©ewerbe, tbeilS

gum gefeiligen Seben unb anbern gefefelieben Sieden gebilbet

batten, erwucbfen aUmälig gu Keinen, bom Staate förmlicb
anetfannten unb mit ihm in bielfad)« gefefetid) geotbnetet

SBedjfelbegiebung ftebenben ©emeinwefen, welcbe ibte eigenen

otgantfdjen Sotfebtiften unb ©ütet hatten, unb weldje gut

Setatbung ibrer Stngelegenbeiten balb in ©efammtbrit, halb

burd) SteUbertretung ihrer Sebötben gufarantenttaten.

Sie böd)fte ©ewalt in ©efeflfd)aftsfacben übte »on

jeb« bie Setfammlung fämmtlidjet ftimrafäbiget ©tubenge*

noffen auS, b. h. aUet Solcher, welcbe gu Stubengefeflen an*

genommen worben waten, unb nodjbet webet in ©etbStag

fteien nodj untet Sotmttnbfcbaft gefteflt würben, gu weteben

StuSnabmen feit Grlaß ber Sltmenotbnung auch biejenigen ge*

hörten, bie aus bem Strmengute ber ©efeflfebaft Steuern

begogen. Siefe Serfammlung aller Stimmfäbigen nannte

man bon alten Seiten bei baS gemeine obet gtoßeSott
3ut Sotbetatbung bet ihm »otguttagenben ©egenftänbe, gut
SoUgiebung gefaßt« Sefdjlüffe obet gut Sebanbtung gewiffet

etngelnet gtagen ttafen bie fetten gufamraen, untet Wel*

eben man bte bet ©efeUfcbaft angebötenben SegietungSgtiebet
beS fleinen unb gtoßen SatbeS »«ftanb, bie «ft 1634 in
ben Stotofollen unter bem Samen ber gürgefefeten (Sor*
gefefeten) »orfommen. Slm 29. Sanuar 1655 fanb aber

baS »erfammelte gemeine Sott für gut „gu geraeinen Sadjen

„fo bie beöot gemeinlid) butdj bie fetten gürgefefeten traf*

„tirt, SJtetnen $etten »on Sürgern (b. b. »om großen Satbe)

„auS übrigen älteften Stubengefeflen 8 ©liebet gugugeben."
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Behörden und Beamte.

Die Gesellschaften, ursprünglich freie Vereine, die sich wie

aus den vorigen Abschnitten erhellte, mit obrigkeitlicher Bewilligung

theils zu ordentlicher Betreibung ihrer Gewerbe, theils

zum geselligen Leben und andern gesetzlichen Zwecken gebildet

hatten, erwuchsen allmälig zu kleinen, vom Staate förmlich
anerkannten und mit ihm in vielfacher gesetzlich geordneter

Wechselbeziehung stehenden Gemeinwesen, welche ihre eigenen

organischen Vorschriften und Güter hatten, und welche zur
Berathung ihrer Angelegenheiten bald in Gesammtheit, bald

durch Stellvertretung ihrer Behörden zusammentraten.

Die höchste Gewalt in Gesellschaftssachen übte von

jeher die Versammlung sämmtlicher stimmfähiger Stubengenossen

aus, d. h. aller Solcher, welche zu Stubengesellen

angenommen worden waren, und nachher weder in Geldstag

fielen noch unter Vormundschaft gestellt wurden, zu welchen

Ausnahmen seit Erlaß der Armenordnung auch diejenigen

gehörten, die aus dem Armengute der Gesellschaft Steuern

bezogen. Diese Versammlung aller Stimmfähigen nannte

man von alten Zeiten her das gemeine oder großeBott.
Zur Vorberathung der ihm vorzutragenden Gegenstände, zur
Vollziehung gefaßter Beschlüsse oder zur Behandlung gewisser

einzelner Fragen traten die Herren zusammen, unter
welchen man die der Gesellschaft angehörenden Regierungsglieder
des kleinen und großen Rathes verstand, die erst 1634 in
den Protokollen unter dem Namen der Fürgesetzten
(Vorgesetzten) vorkommen. Am 29. Januar 16S5 fand aber

das versammelte gemeine Bott für gut „zu gemeinen Sachen

„so hie bevor gemeinlich durch die Herren Fürgesetzten trak-

„tirt, Meinen Herren von Burgern (d.h. vom großen Rathe)

„aus übrigen ältesten Stubengesellen 8 Glieder zuzugeben."
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Sn bet golge wutbe bte Sabl bet Sotgefefeten bis auf 25
»ermebrt unb biefe Seftimmung nad) bem Umjtutje ber alten

Setfaffung in einet außetotbentlidjen Serfammlung beS großen
SotteS am 29. SJtärg 1798 beftätigt 65). SaS Seglement

»on 1837 ließbaS Sotgefefeten*Sott unter ber Seitung
beS ©efeUfdjaftSobraannS int ©angen auS 14 Setfonen be«

fteben; im Snteteffe bet Seteinfadjung beS ©efdjäftSgangeS

unb wegen bet füt eine fleine ©efeUfdjaft nottjwenbigen Set«

minbetung bet Sebötben wutbe bei Gttaffttng beS SegtementS

»on 1853 biefe borberaujenbe SJtittetbebörbe gwifdjen gtoßem

Sott unb SBaifenfommiffion abgefdjafft.

Sm Stnfange wat es einet bet beiben Stubenineiftet,
Weläjet ben Setfammlungen bet Sötte »otftanb. Säbtlicb

ging einet betfelben ab unb eS wutbe ein neu« etwäbtt,

es) GS wot bieß bie etfle Setfammlung bee? großen SotteS

feit ber 9te»olution. Gbatafterifttfd) ift ber Schluß bes 33ertrages
beS Süorgefefjten* SSotteS in 33etreff bet SBteberbefefjung bet burd)
SReftgnotion erlebtgten ©efeflfcbaftsBeamtungen. „Saffen ©ie unS,

werthefie SKitBürger unb ©tuBcngenoffcn, in allem unferm 33er*

halten eingebenf fein, WaS unfere jejige allgemeine l)ehetifd)e
Gonfiitittion jebem ans Herg bringt, unb foldjes auf unfere gefefl*
fdjaftlicbe 25etfaffung, fo wie Bis babin, auch für jetjt unb bie

3ufunft anWenben. ®et S3ütget ifi gegen baS SSaterlanb, feine

gamilie unb bie S3ebrängten pflicbtig. Gt pflegt gteunbfcboft,
opfett ibt abet feine feinet Obliegenheiten. — ©o laßt uns 93iü»

bei fein untet einanbet gut fßffidjterfüflung als Staatsbürger unb

tn unferm engem .Steife als ©efettfdjaftet, — 93tüber fein unter*
einanbet gur 33etbreitung unb 93eförb«ttng jebet 33ütgcrtugenb,
unb BefonberS nod) bem 3wede unferer ©tiftung gut Hülfe unb

»atertänbifdjen Gtgiebung bei »etwaisten Sugenb, gut Gtletcbte*

tung unb tlnt«ftüj;iing ber S3ebtängten unb Seibenben untet uns.
®ann, o bann, gteunbe unb S3tütet! wetben wir auch hier in
biefem 3frfel bem SJatetlanbe unb unferer neuen GonfHtutton @e*

nüge ibun"
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In der Folge wurde die Zahl der Vorgesetzten bis auf 2 S

vermehrt und diese Bestimmung nach dem Umstürze der alten

Verfassung in einer außerordentlichen Versammlung des großen

Bottes am 29. März 1793 bestätigt °°). Das Reglement

von 1837 ließ das Vorgesetzten-Bott unter der Leitung
des Gesellschaftsobmanns im Ganzen aus 11 Personen

bestehen; im Interesse der Vereinfachung des Geschäftsganges

und wegen der für eine kleine Gesellschaft nothwendigen

Verminderung der Behörden wurde bei Erlassung des Reglements

von 1853 diese vorberathende Mittelbehörde zwischen großem

Bott und Waisenkommission abgeschafft.

Im Anfange war es einer der beiden Stubenmeister,
welcher den Versammlungen der Botte vorstand. Jährlich

ging einer derselben ab und es wurde ein neuer erwählt,

°5) Es war dieß die erste Verfammlung des großen Bottes
seit der Revolution. Charakteristisch ist der Schluß des Vortrages
des Vorgesetzten--Bottes in Betreff der Wiederbesetzung der durch

Resignation erledigten Gesellfchaftsbeamtungen, „Lassen Sie uns,
werthefte Mitbürger und Stubcngenossen, in allem unserm
Verhalten eingedenk sein, was unsere jetzige allgemeine helvetische
Constitution jedem ans Herz dringt, und folche« auf unsere
gesellschaftliche Verfassung, fo wie bis dahin, auch für jetzt und die

Zukunft anwenden. Der Bürger ist gegen das Vaterland, feine

Familie und die Bedrängten pflichtig. Er pflegt Freundschaft,
opfert ihr aber keine seiner Obliegenheiten. — So laßt uns Brüder

sein unter einander zur Pflichterfüllung als Staatsbürger und

in unserm engern Kreise als Gesellschafter, — Brüder fein
untereinander zur Verbreitung und Beförderung jeder BKrgcrtngend,
und besonders nach dem Zwecke unserer Stiftung zur Hülfe und

vaterländischen Erziehung der verwaisten Jugend, zur Erleichterung

und Unterstützung der Bedrängten und Leidenden unter uns.
Dann, o dann. Freunde und Brüder! werden wir auch hier in
diesem Zirkel dem Vaterlande und unferer neuen Constitution
Genüge thun "



tootauf bann ber ältere gum regierenben begeidjnet würbe,

um jene gunftion gu »errichten. Sie gwei ©tubertmeifter

ftnb in ben älteften Stöbein bon Saufleuten 1551 genannt;
aflein eS ift ungmeifelhafr, baß fie mit obigen Sltttibuten »ara

Slnfange bet ©efeUfdjaft an beftanben gleichwie auf ben

übrigen ©efellfebaften unb felbft in anbetn ©täbten, wo eS

Sünfte gab 66).

Son einem Obmanne bet ©efeflfebaft, feit bera Segle«

ment »on 1853 ©efellfdjaftsptäfibent genannt, ge«

fdjiebt »ot 1663 gat feine Gtwäbnung. SamalS beftetbete

biefe Stelle Stephan Seilet, welchem 1667 auf geäußerten

SBunfcb bin Gntlaffung ettbeitt unb fofott in Samuel Jfdjif«

feli, geWefenem Scbultbeiß gu Süten, ein Sadjfolget gegeben

wutbe, „weilen eine ©efeUfdjaft obne £>aupt nit wobt tegiett
wetben fönne, »on norbwenbigen umb aUetbanb fütfaUenben

Sadjen will Gin Ohmann fein muß." Son altem Seiten bet

bis in bie neuete Seit wat bie ObmannSftefle in bet Siegel,

»on einem gunftgenöffigen SJtitgtiebe beg fleinen Satbeg, einem

gemefenen Sanboogt obet fonftigen hohem Stoatgbeamten,

obet abet »om jeweiligen Sedjggebnet Stitgtiebe bet ©efeltfcbaft

befleibet. Sefolbung fam bem Obmanne feine gu. Sutd)
feine Ginfefeung fielen bie böbetn Sltttibute bet Stuben«
meiftet weg, welche »on nun an in ben Setfammtungen
bet Sebötben eine unteigeotbnete SteUe einnabmen, nämlidj

biejenige »on ©ttmmengähtetn, wobei bem funftionitenben

©tubenmeiftet jebodj butdj Sefdjluß beg gtoßen Sotteg »om

2. gebt. 1688 bie Sefugniß guettbeilt wutbe, „bei ©leidj«

beit bet ©timtnen mit feinet ©timme baS SJtebt gu ent«

«*) @o hießen auch in beutfdjen ©täbten bie Sorfiebet
„©tubenmeiftet," bie SJtitglieber „©efetten " 33g!. HüHmann,
@efd)icbte bes UtfptungS ber ©tänbe in SDetttfcblanb. 1817. ©.216.-

tvorauf dann der ältere zum regierenden bezeichnet wurde,

um jene Funktion zu verrichten. Die zwei Stubemneister

sind in den ältesten Rodeln von Kaufleuten ISSI genannt:
allein es ist unzweifelhaft, daß sie mit obigen Attributen vom

Anfange der Gesellschaft an bestanden gleichwie auf den

übrigen Gesellschaften und selbst in andern Städten, wo es

Zünfte gab ^°).
Von einem Obmanne der Gesellschaft, seit dem Reglement

von 18S3 Gesellschaftspräsident genannt,
geschieht vor 1663 gar keine Erwähnung. Damals bekleidete

diese Stelle Stephan Perret, welchem 1667 auf geäußerten

Wunsch hin Entlassung ertheilt und sofort in Samuel Tschif-

feli, gewesenem Schultheiß zu Büren, ein Nachfolger gegeben

wurde, „weilen eine Gesellschaft ohne Haupt nit wohl regiert
werden könne, von nothwendigen umb allerhand fursallenden

Sachen will Ein Obmann sein muß." Von ältern Zeiten her

bis in die neuere Zeit war die Obmannsstelle in der Regel

von einem zunftgenössigen Mitgliede des kleinen, Rathes, einem

gewesenen Landvogt oder sonstigen höhern Staatsbeamten,
oder aber vom jeweiligen Sechszehner - Mitgliede der Gesellschaft

bekleidet. Besoldung kam dem Obmanne keine zu. Durch

seine Einsetzung sielen die höhern Attribute der Stubenmeister

weg, welche von nun an in den Versammlungen

der Behörden eine untergeordnete Stelle einnahmen, nämlich

diejenige von Stimmenzählern, wobei dem funktionirenden

Stubenmeister jedoch durch Beschluß des großen Bottes vom

2. Febr. 1688 die Befugniß zuertheilt wurde, „bei Gleichheit

der Stimmen mit seiner Stimme das Mehr zu ent-

°«) So hießen auch in deutschen Städten die Vorsteher
„Stubenmeister," die Mitglieder „Gesellen" Vgl. Hüllmann,
Geschichte des Ursprungs der Stände in Deutschland. 1317. S.21S.
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fdjeiben." ©onft »«blieb ben Stubenmeiftetn bie »on Sllt«§

b« gebähte Obliegenheit bet §anbbabung »on Otbnung unb

Sotigri auf bet Stube nebft bem Seguge bet Stubenginfe,

bet SJtietbginfe beS SabenS unb Setters beS ©efellfcbaftS*

baufeS, bet SlmtabmSgebübt bet Stubengenoffen, Süßen it.,
auS beten Gtttage fie tleinete ©tatiftfationen, bie Slrifetttgung
bet SBappenfdjilbe, ben gewöhnlichen Unterhalt beg ©efell«

fchaftgbaufeS, bie Ginquattietung, ben SUuminationg unb

Sianboetftdjetunggbeittag, bie Sebeigmtg unb Seleudjtung
beg Setfommtitnggfoaleg, ben Untetljalt bei SJcobtlten u. f. w.

gu beftteiten, Sedjnung batttbet gu füljten unb bte Seftang

bem Sedelmeiftet abguliefem batten. Seit 1767 waten bie

beiben Stubenmeiftet alg fotcbe audj SJtitglieb« bei SBaifen*

fommiffion. Sie Sefolbung bief« Seamtung bettug im »o=

tigen Sabrbunbcrte unb big gulefet 12 Stonen nebft einem

©efdjenfe »on 7 S. 5 Sfe. beim jeweiligen Slntritte feineg

Stmteg am SteujabtStage. Sutcb bag Steglemertt »on 1837
würben bie Stubenmeifteiftetlen aufgehoben unb ibre

ßnongiellen Serridjtungen bem Sedelmeiftet übetttagen.

Sie Stelle eines foleben muß fdjon frülje beflanben haben,

Wie bie älteften Söbel »on 1551 »ermtttben laffen, in welchen

$anS Seemann als bei ©efeflfebaft Sedelmeiftet genannt
Wirb. Sor 1703 War feine SlmtSbauer unbefttmmt, in bie«

fem Sabre würbe fie „nad) bem Gyempel anberer ©efefl*

fdjaften" auf 6 Sabte feftgefefet, bodj mit SBiebeiwäbtbatfett.

Sem Sedetmeifter wart gugleidj »oigefdjtieben „»ot Gm«

pfatjung bei SJtittlen" biefe rait gwei anfebnlidjen Sürgen

gu »ctbütgen. Son ber Ginfefettng eineg befonbem „2t 1=

moSnerg" gur Serpflegung ber Sinnen unb gur Sermaftung
beS SllmofenguteS, wie angetragen worben, ftanb 1729 baS

große Sott ab unb befebtoß, baß b« Sedelmeifter gu«

gleich StlmoSner fein foUe. Sor 1726 batte b« Sette!«
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scheiden." Sonst verblieb den Stubenmeiftern die von Alters

her gehabte Obliegenheit der Handhabung von Ordnung und

Polizei auf der Stube nebst dem Bezüge der Stubenzinse,

der Miethzinse des Ladens und Kellers des Eesellschafts-

Hauses, der Annahmsgebühr der Stubengenossen, Bußen:c.,
aus deren Ertrage sie kleinere Gratifikationen, die Anfertigung
der Wappenschilde, den gewöhnlichen Unterhalt des

Gesellschaftshauses, die Einquartierung, den Illuminations- und

Brandversicherungsbeitrag, die Beheizung und Beleuchtung
des Versammlungssaales, den Unterhalt der Mobilien u. s. w.

zu bestreiten, Rechnung darüber zu führen und die Restanz

dem Seckelmeister abzuliefern hatten. Seit 1767 waren die

beiden Stubenmeister als solche auch Mitglieder der Waisen-

kommission. Die Besoldung dieser Veamtung betrug im

vorigen Jahrhunderte und bis zuletzt 12 Kronen nebst einem

Geschenke von 7 L. 5 Btz. beim jeweiligen Antritte seines

Amtes am Neujahrstage. Durch das Reglement von 1837
wurden die Stubenmeisterstellen aufgehoben und ihre

finanziellen Verrichtungen dem Seckelmeister übertragen.

Die Stelle eines solchen muß schon frühe bestanden haben,

wie die ältesten Rödel von ISSl vermuthen lassen, in welchen

Hans Leemann als der Gesellschaft Seckelmeister genannt
wird. Vor 1703 war seine Amtsdauer unbestimmt, in
diesem Jahre wurde sie „nach dem Exempel anderer

Gesellschaften" auf 6 Jahre festgesetzt, doch mit Wiederwählbarkeit.
Dem Seckelmeister ward zugleich vorgeschrieben „vor Em-

pfahung der Mittlen" diese mit zwei ansehnlichen Bürgen

zu verbürgen. Von der Einsetzung eines besondern „Al-
mosners" zur Verpflegung der Armen und zur Verwaltung
des Almosengutes, wie angetragen worden, stand 1729 das

große Bott ab und beschloß, daß der Seckelmeister
zugleich Almosner fein solle. Vvr 1726 hatte der Setkèl-
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meifter leine ftre Sefolbung, fonbern bei Gntlaffung »om

Slmte nadj guter Setwaltung ettbeilte man ibm eine an«

febnlidje „SiSctetton;" im genannten 3ab*e aber wutbe feine

Sefotbuug außet 3 SJtütt SobenginS auf jäbtlid) 100 St.
feftgefefet, übet weldje binauS butchauS feine SiSctetion ge«

geben wetben follte. Statt bet bennodj fottbauetnben ©ta«

tiftfationen «fannte baS gtoße Sott 1759 bet Sefolbung
nebft ben 12 SJtütt Sobengtnfen, weldje bie ©efeUfdjaft jäbt«

lid) gu berieben batte, nod) 4 Stogente bet begogenen Sinfe
unb 1 Stogent »on ben Stnwenbungen beigufügen. Sadj bet

Sedbnung »on 1798 beftunb bie Sefolbung aus 42 Stonen

21 Sfe., welche ben SBettb bet 1798 aufgebobenen Soben«

äinfe batfteUten, unb auS 82 Sr. 7 Sfe. 2 Sr. »on einge*

gangenen Stufen (1 Safeen »on jeber Srone). Sie jefeige

Stellung biefer wichtigen Seamtung, Welche noch immer bie

Sftidjten eines SllmoSnerg in ftdj bereinigt, ift auS bem Se«

glemente »on 1853 unb ber Snftruftion für bie SBaifen«

fommiffion »on 1855 gu erfeben.

Ser erfte Stubenfdjreiber, ober wie er im neueften

Seglemente genannt wirb, ber Selretär ber ©efeUfdjaft,

beffen Same ftdj aufgegeidjnet ßnbet, ift SBilbelra »om SBatbt

1585. Suweilen würbe bie SteUe mit berjenigen beS Stuben«

wirtbS »ereinigt. Sebft ber fchrifttteben SluSfertigung bet

ergangenen Sefcblüffe, ibrer Ginfehreibung in baS SJtanual

unb ber gübtung einiger anbern Stöbet tag bem Stuben«

fdjtetber auch biejenige beS SinSurbarS bor.

SBegen »ermebrter SJtübwalt, ba „bura) ben Segen ©ot«

teS bem gemeinen Ginfommen umb »iet aufgangen," würbe

1640 feine Selobnung fo »emtebrt, baß fte »on ba an
15 Sfunb jäbrltcb betrug. SluS gteidjem ©tunbe fanb 1655
eine nochmalige Gri)öbung beS ©ebatteS auf 25 Sfb. ftatt.
Seitber »ermebrten ftdj bie Obtiegenbeiten biefet Seamtung
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meister keine fixe Besoldung, sondern bei Entlassung vom

Amte nach guter Verwaltung ertheilte man ihm eine

ansehnliche „Discretion:" im genannten Jahre aber wurde seine

Besolduug außer 3 Mütt Bodenzins auf jährlich 100 Kr.
festgesetzt, über welche hinaus durchaus keine Discretion

gegeben werden sollte. Statt der dennoch fortdauernden

Gratifikationen erkannte das große Bott 1759 der Besoldung

nebst den 12 Mütt Bodenzinsen, welche die Gesellschaft jährlich

zu beziehen hatte, noch 4 Prozente der bezogenen Zinse

und 1 Prozent von den Anwendungen beizufügen. Nach der

Rechnung von 1798 bestund die Besoldung aus 42 Kronen

21 Btz., welche den Werth der 1793 aufgehobenen Bodenzinse

darstellten, und aus 82 Kr. 7 Btz. 2 Kr. von

eingegangenen Zinsen (l Batzen von jeder Krone). Die jetzige

Stellung dieser wichtigen Veamtung, welche noch immer die

Pflichten eines Almosners in sich vereinigt, ist aus dem

Réglemente von 1853 und der Instruktion für die

Waisenkommission von 1855 zu ersehen.

Der erste Stubenschreiber, oder wie er im neuesten

Réglemente genannt wird, der Sekretär der Gesellschaft,

dessen Name sich aufgezeichnet findet, ist Wilhelm vom Waldt
1585. Zuweilen wurde die Stelle mit derjenigen des Stuben-

wirths vereinigt. Nebst der schriftlichen Ausfertigung der

ergangenen Beschlüsse, ihrer Einschreibung in das Manual
und der Führung einiger andern Rödel lag dem Stubenschreiber

auch diejenige des Zinsurbars vor.

Wegen vermehrter Mühwalt, da „durch den Segen Gottes

dem gemeinen Einkommen umb viel aufgangen," wurde

1640 seine Belohnung so vermehrt, daß sie von da an
15 Pfund jährlich betrug. Aus gleichem Grunde fand 1655
eine nochmalige Erhöhung des Gehaltes auf 25 Pfd. statt.

Seither vermehrten sich die Obliegenheiten dieser Veamtung
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in golge ber Ginfübrung ber bürgerlichen Stammbüdjet 1680
unb 1717 buteb bie entfpteebenben ©efeUfajaftStöbel, ferner
1749 butdj bie Sammlung aflet in Staft beftebenben in ben

Stammten getftteuten Orbnungen unb Sefdjlüffe unb ibr«

gottfübtung, worauf bie Sefolbung ebenfalls ftieg, bie bann
1756 auf 50 Sronen feftgefefet würbe unb bis in biefeS Sabt«

bunbert binein fo »erblieb. Sie Grijöbung »on 25 Sfb. auf
50 Sfb. begeifterte ben bamaligen begtüdten Stubenfdjreibei:

gu folgenbem bodjpoetifdjen Grguffe im Srotofofle mit bem

SJtotto accidit in puncto, quod non speratur in anno:

SBeleb unberboffteS ©tüd! GS wallet baS ©ebtüt,
Gin unberbiente ©nab berbinbet mein ©emütb

Su allem Sanf unb gleiß, ben fofl idj ftetS bewäbren

Unb ©itte, ©unft unb ©nab in bödjftem@rab »erebren—
Unb baS, fo long ich leb', benn länger fann id) niebt,
Soeb aber, WaS mir felbft an SJtöglidjteit gebriebt,

SaS überbinbe ich, fofl' ieb ara Sanfen fterben,
SllS eine ächte Sdjulb ben bintertaffenen Gtben.

Sadj bet Snfttuftion bon 1770, welebe bie ötelfadjen im

Settaufe bet Seit gefteigetten ©efdjäfte beS StubenfdjreiberS

aufgäblt, foflte betfelbe »ot Stflem aus ein notarius publicus
obet „pafftettet Schteibet" fein, welche Sorfdjrift abet nament«

lieb audj im $inblid auf bie SJtöglidjteit mangetnbet Sotate

untet ben Sunftgenoffen 1813 aufgehoben wutbe; irametbin

geborte bie SJtebrgabl ber feirtjerigen Stubenfdjreiber biefem

Stanbe an. Sunt erften SJtai warb 1820, ein „Siebt«Stuben«

genoffe" Dr. Juris Surbeim mit biefer ©teile betraut. — Sie

jefeigen Stuften unb Sedjte biefer Seamtung ftnb ebenfaUS

auS bem Segtemente »on 1853 erftdjtTid).

SJtit ber Sunabme ber ©efdjäfte ber ©efeUfdjaft burd) bte

tbr auferlegten neuen 5pfticJt>ten unb mit ber Sermebrung beS
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in Folge der Einführung der bürgerlichen Stammbücher 1S80
und 1717 durch die entsprechenden Gesellschaftsrödel, femer
1749 durch die Sammlung aller in Kraft bestehenden in den

Manualen zerstreuten Ordnungen und Beschlüsse und ihre

Fortführung, worauf die Besoldung ebenfalls stieg, die dann
1756 auf 50 Kronen festgesetzt wurde und bis in dieses Jahr-
hundert hinein so verblieb. Die Erhöhung von 25 Pfd. auf
59 Pfd. begeisterte den damaligen beglückten Stubenschreiber

zu folgendem hochpoetischen Ergüsse im Protokolle mit dem

Motto scoiäit in punot«, czuoci non sperstur in snn«:

Welch unverhofftes Glück! Es wallet das Geblüt,
Ein unverdiente Gnad verbindet mein Gemüth

Zu allem Dank und Fleiß, den soll ich stets bewähren

Und Güte, Gunst und Gnad in höchstem Grad verehren—
Und das, so lang ich leb', denn länger kann ich nicht.
Doch aber, was mir selbst an Möglichkeit gebricht,

Das überbinde ich, soll' ich am Danken sterben,

Als eine ächte Schuld den hinterlassenen Erben.

Nach der Instruktion von 1770, welche die vielfachen im

Verlaufe der Zeit gesteigerten Geschäfte des Stubenschreibers

aufzählt, sollte derselbe vor Allem aus ein notsriug publioug
oder „passierter Schreiber" sein, welche Vorschrift aber namentlich

auch im Hinblick auf die Möglichkeit mangelnder Notare

unter den Zunftgenossen 1613 aufgehoben wurde; immerhin

gehörte die Mehrzahl der seitherigen Stubenschreiber diesem

Stande an. Zum ersten Mal ward 1820, ein „Nicht-Stuben-
genösse" Dr. 1uri8 Durheim mit dieser Stelle betraut. — Die

jetzigen Pflichten und Rechte dieser Veamtung sind ebenfalls

aus dem Réglemente von 1853 ersichtlich.

Mit der Zunahme der Geschäfte der Gesellschaft durch die

ihr auferlegten neuen Pflichten und mit der Vermehrung des
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©efetlfdjaftSguteS würbe bie Setwaltung febwietiger unb »er«

«riefeltet, unb eS geigte ftd) babet bte Sotbwenbigteit Set«

änbetungen in bet Otganifation botgunebmen, unb gwar für
gewiffe Steige befonbere SerwaltungSbebörben eingufefeen.

So würbe auf inftänbigeS Stnfueben beS bamaligen ©edel«

metfterS S- S. Sfdjiffeli 1727 eine eigene Sommiffion
gut Slnwenbung bet ©elbet eingefefet. Siefetbe follte
auS 6 SJtttgtiebem, Wotuntet 3 Sotgefefete, befteben unb nadj bet

ibt ettbetlten SnfttufttDn begwältigt fein „Slnwenbungen im
Sanbe ohne weitete Slnftage gu «fennen, außet SanbS abet

ibt ©utaebten gefammtem Sötte »otgubtingen." SBaifen«

faäjen abet wutben wie biSbet ben Sotgefefeten gu beforgen

überlaffen, ohne bafür, wie ein Stntrag gefebeben, eine eigene

Sommiffton ntebergufefeen. Sie neue Sommiffion würbe nun
bie ©elb Soramtffion genannt.

Sod) fdjon 1729 fab auf Slntegung beS ObmonnS baS

große Sott ein, wie wünfdjbat bie Uebetttagung bei SBaifen*

fodjen on eine befonbete Sebötbe wate, unb befdjloß bah«

gut Sefotgung jener ©efdjäfte eine SBaifenfommiffion
aufgufteUen, beftebenb aug 5 SJtitgtiebetn mit Ginfdjluß beg

Stäflbenten ob« SBaifenobmanng, wo»on 3 Sotgefefete

unb 2 Stubengefeflen, untetn «ftetn fowobl bet tegietenbe

als bet abgettetene Sedelmeiftet, weil iljnen bte ©efellfdjaftS*

armen befannt wären. Sunt erften SBaifenobmann watb alt«

©ertdjtfdjreiber S- St. 2:fdt)iffeli, ber Sedelraeifter, erwählt.

Sie erfte Serftärfung biefer Sommiffion erfolgte 1748

burdj 2 SJtitglieber; gugteid) würbe ibr „bie Grgiebung bet

Sinbet, betet Gltetn unbetmöglidj obet »etftotben, befonberS

übertragen, foldje je nadj Sefdjaffenbeit ber Umftänbe, eines

jeben Gapacttät unb SeibSbifpofttion gn einer gutftnbenben

Segangenfdjaft gu wibmen."
Sacbbem 1764 bie ©elb« unb SBaifenfommiffion mit

96

Gesellschaftsgutes wurde die Verwaltung schwieriger und

verwickelter, und es zeigte sich daher die Nothwendigkeit

Veränderungen in der Organisation vorzunehmen, und zwar für
gewisse Zweige besondere Verwaltungsbehörden einzusetzen.

So wurde auf inständiges Ansuchen des damaligen Seckel-

meisters I. R. Tschiffeli 1727 eine eigene Kommission

zur Anwendung der Gelder eingesetzt. Dieselbe sollte

aus 6 Mitgliedern, worunter 3 Vorgesetzte, bestehen und nach der

ihr ertheilten Instruktion begwältigt sein „Anwendungen im
Lande ohne weitere Anfrage zu erkennen, außer Lands aber

ihr Gutachten gesummtem Botte vorzubringen." Waisensachen

aber wurden wie bisher den Vorgesetzten zu besorgen

überlassen, ohne dafür, wie ein Antrag geschehen, eine eigene

Kommission niederzusetzen. Die neue Kommission wurde nun
die Geld-Kommission genannt.

Doch schon 1729 sah auf Anregung des Obmanns das

große Bott ein, wie wünschbar die Uebertragung der Waisensachen

an eine besondere Behörde wäre, und beschloß daher

zur Besorgung jener Geschäfte eine Waisenkommission
aufzustellen, bestehend aus 5 Mitgliedern mit Einschluß des

Präsidenten oder Waisenobmanns, wovon 3 Vorgesetzte

und 2 Stubengesellen, untern erstern sowohl der regierende

als der abgetretene Seckelmeister, weil ihnen die Gesellschaftsarmen

bekannt wären. Zum ersten Waisenobmann ward alt-
Gerichtschreiber I. R. Tschisfeli, der Seckelmeister, erwählt.

Die erste Verstärkung dieser Kommission erfolgte 1743
durch 2 Mitglieder: zugleich wurde ihr „die Erziehung der

Kinder, derer Eltern unvermöglich oder verstorben, besonders

übertragen, solche je nach Beschaffenheit der Umstände, eines

jeden Capacitât und Leibsdisposition zu einer gutfindenden

Begangenschaft zu widmen."
Nachdem 1764 die Geld- und Waisenkommission mit
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einanbet »etetnigt Wotben waten, wutben 1767 bet nun
beibe ©efdjäftSgwrige in ficb beteinigenben, untet bem Samen

SBaifenfommiffion fottbeftebenben Sebötbe btei weitete

Stitgliebet beigeotbnet, wotunter bie beiben Stubenmeifter.

Sie Snftruttion »on 1770 fefete ibten Setfonalbeftanb außer

bem Stäftbenten auf 8 Setftfeet feft; eS foUten batin fid)

befinben gwei StanbeSgliebet, 3 anbete Sotgefefete, bet ftübete

unb gegenwärtige Sedelmeiftet unb 2 ©tubengenoffen in ben

Setfonen bet beiben Stubenmeiftet. Sebft bet Setwaltung
bet ©efeUfdjaftSgütet, Setpflegung ber Strmen, Slufergiebung

ber biefer Stoffe angebörenben Sinber, warb ber Sommiffion
aucb bie Slufftdjt übet Jutelen unb Sutatelen übetttagen. —
Gine neue Sermebrung ber SBatfenfommiffton bon 8 auf 10

SJtitglieber fanb 1782 ftatt: baS Seglement »on 1837 fefete

8 otbentlidje SJtitglieb« unb 2 Suppleanten untet bem S*ä«

ftbiura beS SBaifenobmonnS feft, untet elftem bie neu gefdjaffene

SteUe eines Sigeptäfibenten, ben Sedelmeiftet unb ben SBaifen«

bogt. SaS gegenwättige Seglement »etänbette an bet Ot*

ganifation unb Stellung biefet Sebötbe nidjtS SBefenttidjeS,

nut baß fie mit erweiterten Gompetengen als nunmebt eingige

»otbetatbenbe Sebörbe gum Shell bie Slttribute beS aufgehobenen

GoUegiumS ber Sorgefefeten gu ihren gunfttonen bingu erhielt,

©ie bilbet jefet „bie »orberattjenbe unb in Setreff ber 3i»ede

unb Obliegenbeiten bet ©efeUfdjaft audj »ottgiebenbe Sebötbe.
SllS foldje befolgt fte bie Setwaltung beS SetmögenS ber

©efeUfdjaft, baS SotmunbfdjaftSwefen, bie Sltmenpflege." Sie
beftebt untet bem S*äftbium beS SBaifenobmannS, ber

abet gugleid) ©efeUfcbaftSptäftbent fein fann, aus beffen Stell«

üetttetet, bem Sedelmeiftet, bem SBaifenbogt unb 9 Seiftfeem

nebft 2 Suppleanten. Gine wettläufige Snfttuftion bon 1855

regelt ibte ©tellung unb Sbätigteit. Sur Sritfung aUer Sot«

fdjläge »on ©elbanwenbungen füt baS Setmögen fowobl bet

©ernet Sofäjenbu*. 18G2. 7
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einander vereinigt worden waren, wurden 1767 der nun
beide Geschäftszweige in sich vereinigenden, unter dem Namen

W ai s en ko m m if si on fortbestehenden Behörde drei weitere

Mitglieder beigeordnet, worunter die beiden Stubenmeister.

Die Instruktion von 1776 fetzte ihren Personalbestand außer

dem Präsidenten auf 8 Beisitzer fest: es sollten darin stch

befinden zwei Standesglieder, 3 andere Vorgesetzte, der frühere

und gegenwärtige Seckelmeister und 2 Stubengenosfen in den

Personen der beiden Stubenmeister. Nebst der Verwaltung
der Gesellschaftsgüter, Verpflegung der Armen, Auferziehung
der dieser Klasse angehörenden Kinder, ward der Kommission

auch die Aussicht über Tutelen und Kuratelen übertragen, —
Eine neue Vermehrung der Waisenkommisfion von 8 auf 10

Mitglieder fand 1782 statt: das Reglement von 1337 setzte

8 ordentliche Mitglieder und 2 Suppleanten unter dem

Präsidium des Waisenobmanns fest, unter erstern die neu geschaffene

Stelle eines Vizepräsidenten, den Seckelmeister und den Waisenvogt.

Das gegenwärtige Reglement veränderte an der

Organisation und Stellung dieser Behörde nichts Wesentliches,

nur daß sie mit erweiterten Competenzen als nunmehr einzige

vorberathende Behörde zum Theil die Attribute des aufgehobenen

Collegiums der Vorgesetzten zu ihren Funktionen hinzu erhielt.

Sie bildet jetzt „die vorberathende und in Betreff der Zwecke

und Obliegenheiten der Gesellschaft auch vollziehende Behörde.

Als solche besorgt sie die Verwaltung des Vermögens der

Gesellschaft, das Vormundfchaftswesen, die Armenpflege." Sie
besteht unter dem Präsidium des Waifenobmanns, der

aber zugleich Gesellschaftspräsident sein kann, aus dessen

Stellvertreter, dem Seckelmeister, dem Waisenvogt und 9 Beisitzern

nebst 3 Suppleanten. Eine weitläufige Instruktion von 1855

regelt ihre Stellung und Thätigkeit. Zur Prüfung aller

Vorschläge von Geldanwendungen für das Vermögen sowohl der

Bemer Laschenbuck. ISKZ. 7



©efeUfcbaft, all bet SubiHen, ettoäblt bte SBaifenlontmtfften

auS ibrer SJtitte eine aus bem Sectetmeiftet unb 2 SRitgliebern

beftebenbe ©elbanwenbungSfommiffion.
Set 1825 gefdjaffenen SteUe eines SBaifenoogtS, ber

auf ben Sotfdjlag bet ©efeflfebaft ebenfalls »on bet Obet«

waifenlammet, wie bie anbetn Sögte, gewäblt witb, fteben „bte
Sflicbten unb Sedjte beS SogtS in Setteff betjentgen be»ow

munbeten Setfonen gu, beten Setmögen ibm gut Setwaltung

gu übetgeben bie SBaifenfommiffion füt gwedmäßig etadjtet."
Set SBaifenoogt ift „gugteid) Selegittet bei bet Sepofttofaffe

füt bie Sepoftta bet Subiflengetbet."
Sa bie Sotbwenbigfett einet »ollftänbigen Sebifion

bet 1770 elloffenen ftatutatifdjen Sotfdjtiften feit länget«
3eit gefüblt wotben, fo beaufttagte baS gieße Sott am 13.

Sept. 1827 bie SBatfenfommiffton mit biefet Stufgabe. Stach

Seenbigung bet Sotatbeiten ernannte fte 1830 in ben btei

Gommittitten, bem SBaifenobmann bon Sobt, Sedelmeiftet

Jfdjtffett, bet fpätet butdj Obetftlieutenant ©tunet etfefet

würbe, unb StofutatotSautetbutg, eine befonbere Statu*
ten*Se»ifionSfommiffion. Sbte fotgfältige unb giünblidje
Slrbeit würbe guerft ben gefeflfdjaftlicben Sebörben »orgelegt

unb naebbet, als boS gtoße Sott nach wieberijotten Seratbungen
ben Gntwurf genehmigt hatte, aud) ber Stüfung unb Sanftton
bet StaatSbebötben untetwotfen. Gnblidj int §«bfie 1837
fonnte bie neue Otganifatton, entfptedjenb ben Sebütfniffen
bet ©egenwatt, ins Seben tiefen. Sn betfelben waten bie

Sotlegien bet Sotgefefeten unb ber SBaifenfommtffton beibe*

hatten, bie Seamtungen burcb biejenige eines Sigepräfibenten

ber SBaifenfommiffion »ermebrt; hingegen fteien bie Stuben*
meiftetftelten weg unb bet Slawe beS StubenwittbS
ging in ben eines §auSauffebetS über. Ser SBaifenobmann

hatte bie SteUoettretung beS ©efeUfdjaftSobraannS gu b«feben,

Gesellschaft, als der Pupillen, erwählt die Waisenkommisswn

aus ihrer Mitte eine aus dem Seckelmeister und S Mitgliedem
bestehende Geldanwendungskommission.

Der 182S geschaffenen Stelle eines Waisenvogts, der

auf den Vorschlag der Gesellschaft ebenfalls von der

Oberwaisenkammer, wie die andern Vögte, gewählt wird, stehen „die
Pflichten und Rechte des Vogts in Betreff derjenigen bevor«

mundeten Personen zu, deren Vermögen ihm zur Verwaltung

zu übergeben die Waisenkommission für zweckmäßig erachtet."

Der Waisenvogt ist „zugleich Delegirter bei der Depositokaffe

für die Deposita der Pupillengelder."
Da die Nothwendigkeit einer vollständigen Revision

der 1770 erlassenen statutarischen Vorschriften seit längerer

Zeit gefühlt worden, fo beauftragte das große Bott am 13.

Sept. 1827 die Waisenkommission mit dieser Aufgabe. Nach

Beendigung der Vorarbeiten ernannte sie 1830 in den drei

Committirten, dem Waisenobmann von Rodt, Seckelmeister

Tschiffeli, der später durch Oberstlieutenant Gruner ersetzt

wurde, und Prokurator Lauterburg, eine besondere

Statuten-Revisionskommission. Ihre sorgfältige und gründliche

Arbeit wurde zuerst den gesellschaftlichen Behörden vorgelegt

und nachher, als das große Bott nach wiederholten Berathungen
den Entwurf genehmigt hatte, auch der Prüfung und Sanktion
der Staatsbehörden unterworfen. Endlich im Herbste 1837
konnte die neue Organisation, entsprechend den Bedürfnissen

der Gegenwart, ins Leben treten. In derselben waren die

Kollegien der Vorgesetzten und der Waisenkommission

beibehalten, die Beamtungen durch diejenige eines Vizepräsidenten

der Waisenkommission vermehrt; hingegen fielen die S tu ben-
meisterstellen weg und der Name des Stubenwirths
ging in den eines Hausaufsehers über. Der Waisenobmann

hatte die Stellvertretung des Gesellschaftsobmanns zu versehen.
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Wenn nidjt beibe Slemter in bet gleichen Setfon bereinigt

waten, welche hoppelte Settauung ftatutarifaj »orgefeben warb.

Seichter als bie wegen bielfad) »eraltcter ©runbtagen unb

Ginridjtungen unb gänjlicJb »etänbettet Setbättniffe fdjwietige

Seotgamfation »on 1837 mußte bie neufte Statuten«
tebifion, weldje Bot Sabten begonnen in Grwartung be«

neuen ©emeinbgefefeeS erft nach feinem Grlaffe bann 1853

ibten Stbfdjtuß fanb, »ot fid) geben, ba fte eine bereits

mobetne Otganifation bloß umgubilben batte. Set £aupt«

fottfdjtitt beS nun in Staft beftebenben ©efeUfcbaftStegtementeS

wat bie Stufbebung bet einen »otbetatbenben Sebötbe, beS

Sotgefefeten SotteS, wegen beS babutcb etgielten einfachem

©efdjäftSgangeg.

Su ben Seamten bet ©efeflfebaft geborte fem« »on

Slnfang an bet Stuben* obet $auSWittb, ebenfalls aus

bet SJtitte ibrer ©enoffen gewäblt. Sbm wat untet Obetauf*

ficht beS „tegietenben StubenmeifterS" bie §ut beS ©efell«
fdjaftSbaufeS unb ber ihm unter bürgfcbaftlidjer Serftdjerung

gum ©ebrouebe übergebenen ©erätbfdjaften überttagen; audj

hatte et bie ©efäfle »on Säfen, £übnem u. f. w. bem Stuben«

meiftet gu übetgeben. So lange bte Sitte fottbauette, hatte

bet Stubenwittb aud) bie tägtidjen ©äfte auf ber Srtnfftübe
gu bebienen,67) fowie er bei ben SJtäbtem um ben feftgefefeten

Steis bie Jafel gu befolgen batte. gut biefe Obliegenbetten

als SBittb unb Slbwättet genoß et fteie, unentgeltiche SBobnung

im $aufe unb außetbem bis 1643 einen fleinen Sobn »on

14 Sfunben, bet ihm bann in Settadjt jenes Sottbeils unb

beS unginSbaten ©enuffeS »ielen §auSratbeS unb Silber«

67) „Set ©tubenwirtb Wat »etpftdjtet. Wenn man feinen SBein

nicht gut fanb, jebem ©tubengefeUen auf beffen Verlangen SBein

»on anbetmärts holen gu laffen." 3B»ß 1854, @. 146.
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wenn nicht beide Aemter in der gleichen Person vereinigt

waren, welche doppelte Betrauung statutarisch vorgesehen ward.

Leichter als die wegen vielfach veralteter Grundlagen und

Einrichtungen und gänzlich veränderter Verhältniffe schwierige

Reorganisation von 1837 mußte die neuste Statuten»
revision, welche vor Jahren begonnen in Erwartung des

neuen Gemeindgesetzes erst nach seinem Erlasse dann 1853

ihren Abschluß sand, vor sich gehen, da sie eine bereits

moderne Organisation bloß umzubilden hatte. Der Haupt»

fortschritt des nun in Kraft bestehenden Gesellschaftsreglementes

war die Aufhebung der einen vorberathenden Behörde, des

Vorgesetzten - Bottes, wegen des dadurch erzielten einfachern

Geschäftsganges.

Zu den Beamten der Gesellschaft gehörte ferner von

Anfang an der Stuben- oder Hauswirth, ebenfalls aus

der Mitte ihrer Genossen gewählt. Ihm war unter Oberaufsicht

des „regierenden Stubenmeisters" die Hut des

Gesellschaftshauses und der ihm unter bürgschaftlicher Versicherung

zum Gebrauche übergebenen Gerüthschaften übertragen; auch

hatte er die Gefälle von Käsen, Hühnern u. s, w. dem Stubenmeister

zu übergeben. So lange die Sitte fortdauerte, hatte

der Stubenwirth auch die täglichen Gäste auf der Trinkstube
zu bedienen, sowie er bei den Mählern um den festgesetzten

Preis die Tafel zu besorgen hatte. Für diese Obliegenheiten

als Wirth und Abwärter genoß er freie, unentgeldliche Wohnung
im Hause und außerdem bis 1643 einen kleinen Lohn von
14 Pfunden, der ihm dann in Betracht jenes Vortheils und

des unzinsbaren Genusses vielen Hausrathes und Silber-

67) „Der Stubenwirth war verpflichtet, wenn man seinen Wein
nicht gut fand, jedem Stubengefellen auf dessen Verlangen Wein
von anderwärts holen zu lassen." Wyß 13S4, S, 146.
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gefdjtrreS bamalS „abgeftredt" würbe;68) gugleid) beipflichtete

ntan ihn, »on nun an „genflet, Oefen, Stätet unb geuet«

platten in feinen Soften gu untetbatten, ebenfo aud) bie Samine

tußen gu laffen." 3e nach Suftiebenbeit wutbe berfelbe be«

ftätigt, mitunter ihm befonbere SBeifung ertbeitt, wie g. S.
1635 bem erft neu erwählten ©tubenwittb SJtidjet SiS unter

Srobung ber Gntfefeung eingefcbärft warb, „inSfünftig mit
ben ©tubengenoffen fteunblidj« gu fein, fte mit ben Uertenen

leiblicher gu batten unb nit »on frember Saufleute, aud)

Gbefleute wegen, mit unwilligen SBorten fte gu empfaben;" —•

ober wie 1661 bem §auSwirtb nodjmalen etnftlidj aufgetragen

unb befohlen würbe, ;,feinegwegg in bem obetn ©emodj baS

„gümiteit unb Jabafräufen" gu geftatten."
Stadj ben erneuerten Snftmftionen »on 1770 unb 1802

wat bem §auSWirtb ohne Gttoubniß beS ObmannS in außet«

otbentlidjen gälten altes SBittben »öllig unteifagt; in
fotdjen gäUen hatte et bebetbetgete gtembe nod) obrigfeitlidjen

Setoibnungen afle Slbenbe mit Samen unb Sunomen bet

ipauptwadje fdjtiftltdj eingugeben.

Seit bem Slnfange bet DteboluttonSjabte fiel bem Stuben*

wittb eine lange nicht mebt etfabtne Saft auf, butd) bie

Stuppeneinguattietung nämlidj, bie ftch jebocb »on 1791

bis SJtätg 1798 auf bie Ginbeimifdjen befcbtänfte, bann aber

bebeutenb «fcbwett wutbe, als ftangöfifdjeS SriegSBolE eingu*

quartieren war. SllS Sofal für bie Ginquartierung bienten

bie gwei »orbern Simmer beS 3ten StodwerfS. Sm Saufe

beS SabteS 1792 beherbergte ber Stubenwirtb 697 SJtann,

für weldje „Unmuße" bie grau Stubenwirtbin eine ©ratip*

'S) S9is gut SlnfbeBung bei ©teilen bet ©tubenmeiftet (1837)
»errechneten fie jähtfid) als SeujabtSgaBe für ben ©tiibenwirfb
1 ^pfunb unb fetnet SJtagb </2 93 funb!
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geschirres damals „abgestreckt" wurde; zugleich verpflichtete

Man ihn, von nun an „Fenster, Oefen, Bräter und

Feuerplatten in seinen Kosten zu unterhalten, ebenso auch die Kamine

rußen zu lassen." Je nach Zufriedenheit wurde derselbe

bestätigt, mitunter ihm besondere Weisung ertheilt, wie z. B.
1635 dem erst neu erwählten Stubenwirth Michel Ris unter

Drohung der Entsetzung eingeschärft ward, „inskünftig mit
den Stubengenosfen freundlicher zu sein, sie mit den Uertenen

leidlicher zu halten und nit von fremder Kaufleute, auch

Edelleute wegen, mit unwilligen Worten sie zu empfahen;" —-

oder wie 166l dem Hauswirth nochmalen ernstlich aufgetragen

und befohlen wurde, ^keineswegs in dem obern Gemach das

„Fümiren und Tabakräuken" zu gestatten."

Nach den erneuerten Instruktionen von 1770 und 180S

war dem Hauswirth ohne Erlaubniß des Obmanns in
außerordentlichen Fällen alles Wirthen völlig untersagt; in
solchen Fällen hatte er beherbergete Fremde nach obrigkeitlichen

Verordnungen alle Abende mit Namen und Zunamen der

Hauptwache schriftlich einzugeben.

Seit dem Anfange der Revolutionsjahre fiel dem Stubenwirth

eine lange nicht mehr erfahrne Last auf, durch die

Truppeneinquartierung nämlich, die sich jedoch von 1791

bis März 1793 auf die Einheimischen beschränkte, dann aber

bedeutend erschwert wurde, als französisches Kriegsvolk
einzuquartieren war. Als Lokal für die Einquartierung dienten

die zwei »ordern Zimmer des 3ten Stockwerks. Im Laufe

des Jahres 1792 beherbergte der Stubenwirth 697 Mann,
für welche „Unmuße" die Frau Stubenwirthin eine Gratifi-

°s> Bis zur Aufhebung der Stellen der Stubenmeister (1S37)
verrechneten sie jährlich als Nenjahrsgabe für den Stubenwirth
1 Pfund und semer Magd >/z Pfund!
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tation bon 60 Sronen erfjielt; äbnlidj »etfubt man bei fpätetm

Slnlaffe, bis bann füt bie ftänfifajen Stuppen eine beftimmte

Gntfdjäbigung bem „Sütget ©tubenwittb" gugefptodjen wutbe,

nämlich: 1.) füt bie Untetofftgiete unb ©erneuten, welche ibte
Sationen mitbringen, täglich 3 Safeen, wofüt fte gtübftütf,
SJtittag« unb Sadjteffen, abet feinen SBein «hielten; 2.) füt
bie Sutdjgiebenben obne Sationen 10 Safeen füt Soft unb

Saget mit einet halben SJtaaß SBein. Sn bei neuen Snfttuftion
»on 1802 etfdjeint als Setgütung .füt bieibleibenbe Offigiete
2 Safeen unb 2 Sreuger, ba man ibnen nur Quartier unb
Slbwart fdjulbig fei. SBegen ber ftarten Ginquartierung »on

1813—15 »ergütete bie SBaifenfommiffion auS „Sifligfeit"
bem Stubenwittl) bie §älfte feinet Soften mit 218 Si». 6

Sfe. 1 St.
StuS Slnlaß einet „nädjtlldjen Jongpattbie" im ©efeU«

fdjaftsbaufe, woiübet Sefihwetbe einlief, wutbe 1801 bem

Stubenwittl) untetfagt, fünftig ben Slafe gu Sotdjem gu geben,

eS wäre benn bei ©elegenbeit einer gefeUfebaftli«ben Set«

fammlung. §infidjtlicb beS StubenwittbfcbaftStedjteS,
weldjeS bte ©efeflfebaft feit Sabtbunbetten befeffen, abet nicht

mebt ausgeübt batte, wutbe 1833 auf eine fadjbegügüdje

Sublitotion eine SedjtSbetwabtung eingegeben, um baS

Seiht nad) Selieben wiebet benufeen gu fönnen; aUein bie

Segietung fanb biefelbe unguläfftg, Weit bie SBittbfcbaft feit

länget« Seit nicht wirtlich ausgeübt worben feie.

SaS Seglement »on 1837 bebielt gwar biefe Seamtung
unter bem Samen JpauSattffeber bei. SllS aber 1845
bet lefete Stubenwittb, Segotiant gut«, bet 43 Sabte lang
bie SteUe bcfleibet hatte, ftatb, befdjtoß baS gtoße Sott bie«

felbe aufgubeben, bie bisbet »on biefem Seamten benufete fteie

SJobnung im 1. unb 3ten Stodwetfe in Südftdjt bet ge«

fteigetten SJtietbginfe gu »etmietben unb bann bie Slbwart für
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kation von 60 Kronen erhielt? ähnlich verfuhr man bei späterm

Anlasse, bis dann für die fränkischen Truppen eine bestimmte

Entschädigung dem „Bürger Stubenwirth" zugesprochen wurde,

nämlich: 1.) für die Unteroffiziere und Gemeinen, welche ihre
Rationen mitbringen, täglich 3 Batzen, wofür sie Frühstück,

Mittag- und Nachtessen, aber keinen Wein erhielten? 2.) für
die Durchziehenden ohne Rationen 10 Batzen für Kost und

Lager mit einer halben Maaß Wein. In der neuen Instruktion
von 1302 erscheint als Vergütung .für hierbleibende Offiziere
2 Batzen und 2 Kreuzer, da man ihnen nur Quartier und
Abwart schuldig sei. Wegen der starken Einquartierung von

1813—15 vergütete die Waisenkommission aus „Billigkeit"
dem Stubenwirth die Hälfte seiner Kosten mit 213 Liv. 6

Btz. 1 Kr.
Aus Anlaß einer „nächtlichen Tcmzparthie" im Gesell -

schaftshause, worüber Beschwerde einlief, wurde 1301 dem

Stubenwirth untersagt, künstig den Platz zu Solchem zu geben,

es wäre denn bei Gelegenheit einer gesellschaftlichen

Versammlung. Hinsichtlich des Stubenwirthschaftsrechtes,
welches die Gesellschaft seit Jahrhunderten besessen, aber nicht

mehr ausgeübt hatte, wurde 1833 auf eine sachbezügliche

Publikation eine Rechtsverwahrung eingegeben, um das

Recht nach Belieben wieder benutzen zu können; allein die

Regierung fand dieselbe unzulässig, weil die Wirthschaft seit

längerer Zeit nicht wirklich ausgeübt worden seie.

Das Reglement von 1837 behielt zwar diese Veamtung
unter dem Namen Hausaufseher bei. Als aber 1815
der letzte Stubenwirth, Negotiant Furcr, der 43 Jahre lang
die Stelle bekleidet hatte, starb, beschloß das große Bott
dieselbe aufzuheben, die bisher von diesem Beamten benutzte freie

Wohnung im 1. und 3ten Stockwerke in Rücksicht der

gesteigerten Miethzinse zu vermiethen und dann die Abwart für
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baä ©efeKfcbaftSlofal im 2ten ©todwetfe butdj SJtietbSleute

»etmittetft eines SlffotbeS beforgen gn laffen.

Son ber SteUe beS UmbieterS enblid), ber ebenfaUS auS

ber Sabl ber Stubengenoffen gewählt wutbe, ftnbet ftd) in
ben altem Söbeln feine Gtwäbnung. Su feinen gewöhnlichen

Settidjtungen, gu ben Setfammlungen bet »etfdjiebenen Se«

hörten gu bieten, famen nod) einige befonbete gunftionen,
namenttidj biejenige, „füt foldje ©efeüfdjaftSangebörige, fo bei

meinen gnäbigen fetten um Stffifteng ftdj bewerben, bei

bem regietenbett $g. öbm. Schultheißen um ben Slcceß angu*

halten, einen güifptecb« aus bet Sabl SJlt. ©n. £m. ber Statbe

gu erbeten unb fid) bann beS motnbtigen ZaaeS »ot Satb

gu fteUen, boS ©elb feines Otts abgubolen unb wem eS ge«

bübrt, gu ettttiebten." Sn golge biefet ©efdjäftSoemtebtung

wutbe ibm 1764 mit StuSfdjluß aUet ©tatififationen fein

jäbriidjeS ©ebalt »ott 18 auf 24 Stonen exhöbt, 1803 bann

auf 50 Stonen „ohne bte gutftnbenbe ©tatißfation;" baS

neufte Steglement bat bonn aud) feine Sefolbung ben jefeigen

Serbältniffen entfpredjenb ebenfaUS «höht.

Stuß« gu ben SSetfammlungen bet Sebötben hatte bet

Umbietet audj gu ben Seid)ten (Seidjenbegängniffen) gu bieten,

bie Seidjentucbgelbei gu begieben unb übetbattpt bie ibm »on

bet ©efeUfcbaft aus anbefohlenen Seichten unb Segtäbniffe

gu beranftalten, wie benn 1628 jebem Stttbengefetlen
bei 10 Sfunb Süße befohlen war, „bie abgeftorbenen Seteben

belfen gu ber Grbe gu beftatten," welche Sfliebt übrigens

febon fiübet beftanb, wie eine im Sabte 1540 gefptodjene

Süße beweist, weil Giner fid) geweigert batte, eine »erftorbene

grau „gur Sildjen" ttagen gu helfen. Sn Setreff armer
©efeltfdjaftSangebörigen befebtoß baS große Sott 1712,
baß bie bier jüngften StubengefeUen »erbunben fein foUten,

biefelben ohne Sohn felber gu ©rabe gu tragen, ober ober in
ibten Soften bte Itäget gu beftellen; 1731 abet «tonnten
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das Gesellschaftslokal im 2ten Stockwerke durch Miethsleute

vermittelst eines Akkordes besorgen zu lassen.

Von der Stelle des Umbieters endlich, der ebenfalls aus

der Zahl der Stubengenossen gewählt wurde, findet stch in
den ältern Rödeln keine Erwähnung. Zu seinen gewöhnlichen

Verrichtungen, zu den Versammlungen der verschiedenen

Behörden zu bieten, kamen noch einige besondere Funktionen,
namentlich diejenige, „für solche GeseUschastsangehörige, so bei

meinen gnädigen Herren um Assistenz sich bewerben, bei

dem regierenden Hg. Hhrn. Schultheißen um den Acceß

anzuhalten, cinen Fürsprecher aus der Zahl Mr. Gn. Hrn. der Räthe

zu erbeten und sich dann des morndrigen Tages vor Rath

zu stellen, das Geld seines Orts abzuholen und wem es

gebührt, zu entrichten." In Folge dieser Geschäftsvermehrung

wurde ihm 1764 mit Ausschluß aller Gratifikationen sein

jährliches Gehalt von 18 auf 24 Kronen erhöht, 1803 dann

auf S0 Kronen „ohne die gutfindende Gratifikation!" das

neuste Reglement hat dann auch seine Besoldung den jetzigen

Verhältnissen entsprechend ebenfalls erhöht.

Außer zu den Versammlungen der Behörden hatte der

Umbieter auch zu den Leichten (Leichenbegängnissen) zu bieten,

die Leichentuchgelder zu beziehen und überhaupt die ihm von

der Gesellschaft aus anbefohlenen Leichten und Begräbnisse

zu veranstalten, wie denn 1628 jedem Stubengesellen
bei 10 Pfund Buße befohlen war, „die abgestorbenen Leichen

helfen zu der Erde zu bestatten," welche Pflicht übrigens
schon früher bestand, wie eine im Jahre 1S40 gesprochene

Buße beweist, weil Einer sich geweigert hatte, eine verstorbene

Frau „zur Kilchen" tragen zu helfen. In Betreff armer
Gesellschaftsangehörigen beschloß das große Bott 1712,
daß die vier jüngsten Stubengesellen verbunden sein sollten,

dieselben ohne Lobn selber zu Grabe zu tragen, oder aber in

ihren Kosten die Träger zu bestellen; 1731 aber erkannten
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bte Sotgefefeten, baß füt bie Sufunft baS Setcbenttagen mi«

auf anbetn ©efeUfdjaften »on ben 6 jüngft angenommene*
©tubengefeUen „ohne bet ©efeflfebaft Gntgelb" »errichtet werten

foUe. ©pätet aber übemabm bie ©efeltfcbaft bie SeerbigungS»

foften ibrer armen ©enoffen, wofür 1793 ein SJtarimum »on
7 Sronen 20 Safeen feftgefefet würbe, welches man aber 1799

auf 8 Sronen 5 Safeen erböbte. Slußer ben genannten Se«

amtungen ftnb nocb bte jeweiten auf 2 Sabte ftei auS ben

©tubengenoffen gewählten gwei SeajnungSeramtnatoten
beiben ©efeflfdjaftStecbnungen gu etwäbnen.

Slußet ben genannten Seamtungen ftnb nod) bie jeweilen

entf 2 Sabi'e ftet aus ben Stubengenoffen gewäbtten 2 St e dj«

nungSeraminatoren gu erwähnen.

Stußer ben eigentlichen Seamten werten Weber ber Stäftbent
noch bie SJtitgtiebet bet SBaifenfommiffion befotbet; fte begieben

auch teine ©ifeungSgelbet, nicht einmal haben fte ben ©enuß

eines SotgefefetenmabteS, wie foldjeS auf anbetn Sünften nod)

beftebt. SaS Gingige, waS ftnnbilblid) bie Slnetfennung bet

©efe'UfdjaftSgenoffen füt bie uneigennüfeigen Semübungen ibrer

tegelmäßig aUe 14 Jage ficb »etfammelnben Sebötbe batfteüt,

ift bie jefet gut Seit beS SBintetbotteS übliche Setabfotgung

»on gwei gtafdjen Glatet nebft einem ©emmelbtöbdjen, wabttieb

eine b»djft befdjeibene Gtinnetung an bie frühem Sotgefefeten«

mahlet unb ein Seidjen witftid) tepublifanifdjet Ginfacbbeit. —
Sie »otbetatbenben Sebörben, wie fämratliebe Seamte,

untetlagen »on jeb« einet beftimmten StmtSbauet.

SBaS bie rait bet StuSübung bet «panbelS* unb SJtatft«

pol ig ei beaufttagten Seamten betrifft, fo ftnb außer ben

untetn SlngefteKten, ben Ginwägetn, ben Spegetei« unb

Spegeteiputöetfdjäfeetn, bie jäbrlid) abwedjfelten, bem Suloet«

ftampfer an ber SJtatte, bauptfädjlicb bie gur gehing SlngefteUten

gu etwäbnen.

Sowobl biefe Seamtungen, übet beren Obliegenheiten im

die Vorgesetzten, daß sür die Zukunft das Leichentmgen wi«

aus andern Gesellschaften vvn. den 6 jüngst ««genommene»

Stubengeselle» „ohne der Gesellschaft Entgeld" verrichtet werden

solle. Später aber übernahm die Gesellschaft die Beerdigungskosten

ihrer armen Genoffen, wofür 1793 ein Maximum von
7 Kronen 29 Batzen festgesetzt wurde, welches man aber 1799

auf 8 Kronen 5 Batzen erhöhte. Außer den genannten Be-

amtungen sind noch die jeweilen auf 2 Jahre frei aus den

Stubengenosfen gewählten zwei Nechnungsexaminatoren
beiden Gesellschaftsrecknungen zu erwähnen.

Außer den genannten Beamtungen sind noch die jeweilen

auf 2 Jahre frei aus den Stubengenossen gewählten 2

Rechnungsexaminatoren zu erwähnen.

Außer den eigentlichen Beamten werden weder der Präsident
noch die Mitglieder der Waisenkommission besoldet! sie beziehen

auch keine Sitzungsgelder, nicht einmal haben sie den Genuß

eines Vorgesetztenmahles, wie solches auf andern Zünften noch

besteht. Das Einzige, was sinnbildlich die Anerkennung der

Gesellschaftsgenossen für die uneigennützigen Bemühungen ihrer

regelmäßig alle 14 Tage sich versammelnden Behörde darstellt,

ist die jetzt zur Zeit des Winterbottes übliche Berabfolgung

von zwei Flaschen Claret nebst einem Semmelbrödchcn, wahrlich

eine höchst bescheidene Erinnerung an die frühern Vorgesetztenmähler

und ein Zeichen wirklich republikanischer Einfachheit. —
Die vorberathenden Behörden, wie sämmtliche Beamte,

unterlagen von jeher einer bestimmten Amtsdauer.

Was die mit der Ausübung der Handels- und Markt -

Polizei beauftragten Beamten betrifft, so sind außer den

untern Angestellten, den Einwägern, den Spezerei» und

Spezereipulverschützern, die jährlich abwechselten, dem Pulver-

stampfer an der Matte, hauptsächlich die zur Fekung Angestellten

zu erwähnen.

Sowohl diese Beamtungen, über deren Obliegenheiten im
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Stbfdjnitte „§anbeISpoliget" Setidjt gegeben wutbe, als bte

1785 gut fpegietlen Slufftdjt übet bie §anbelSpottgei unb bie

Suloetftampfe niebetgefefete ftänbtge§änfetetfommiffion,
beftebenb aus einem S^äftbenten, gwei SJtitgliebern ber SBaifen«

tommiffton unb ben 2 Jpänfeletn, gingen mit bem Stufböten

biefeS 3i»eigeS ber gefeUfdjafttidjen Jbätigfeit unb Seihte

felbftoerftänblicb ebenfaUS ein.

3. GcreinonicU, %taä>t, Titulaturen; <polijei bei Ben Ser*
famnittmgcn; aßappennjcfen.

©o teicbbattigen Stoff fonft baS Getemoniewefen bet Set«

gangenbeit batbietet, fo wenig ftnbet ftd) baiübet in ben

SJtanuaten bet ©efeUfdjaft. SiS 1781 mußten am gtoßen
Sötte fämmtlidje Stubengenoffen int SJtantel unb im Sabat
etfcbeinen, waS abet am 1. SJtätg beffelben SabteS nadj bem

Seifpiete bietet ©efellfebaften »om gtoßen Sötte abetlannt

toutbe.69) Sen Stubenmeiftem fpegielt wat »otgefajtieben,
bei ben Setfamralungen beS gtoßen SotteS, wie auch am

Ofletmontag ben ©efeUfdjaftSobmann »on feinem £aufe auf
bie ©efeUfdjaft unb »on ba wiebet nad) §aufe, am Öfter«

montag bann überbieß ben Obmann nnb bie übrigen StanbeS*

gtieber »om Sunfttjaufe nad) ber Sirdje gu begleiten.

£inftdjtlidj ber Titulaturen würbe in golge eines Stn*

gugeS am 6. SJtärg 1794 »om großen Sötte feftgefefet: eS

69) Heutgutoge ifi baS Stogen folcber febwargen SRäntel, frü*
ber bas Äoftfim ber SJtatbSglieber unb bie fleine %ennt bex ©eifi*
Heben, fafl mtr auf bfe Srauerffetbung bet näcbfien Angehörigen
bei ben SBegtäbntffen unb gum Shell auf bfe fefifidje Äleibtmg ber

männlichen Soufgeugen unb bet Äetdjbaltet beim Slbenbmabl auf
bem 8anbe befchtänft; boeb oueb in ben Sanbgentefnbeit bot bfe

neue 3eit fdjon on »feien £>tten bie SOcäntel als überflüfftge SluS*

ü,abe befeitlgt; in ber ©tabt etfcbeinen beim Slbenbmabl bte meift
„®efftlfcben*.Reld)baItet" noch im febwargen SJtantel.
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Abschnitte „Handelspolizei" Bericht gegeben wurde, als die

178S zur speziellen Aufsicht über die Handelspolizei und die

Pulverstampfe niedergesetzte ständige Hânselerkommifsion,
bestehend aus einem Präsidenten, zwei Mitgliedern der

Waisenkommission und den S Hänfelern, gingen mit dem Aufhören
dieses Zweiges der gesellschaftlichen Thätigkeit und Rechte

selbstverständlich ebenfalls ein.

Eeremoniell, Tracht, Titulaturen; Polizei bei den Ver¬

sammlungen ; Woppenmesen.

So reichhaltigen Stoff sonst das Ceremoniewesen der

Vergangenheit darbietet, so wenig findet sich darüber in den

Manualen der Gesellschaft. Bis 1781 mußten am großen

Botte sämmtliche Stubengenossen im Mantel und im Rabat
erscheinen, was aber am 1. März desselben Jahres nach dem

Beispiele vieler Gesellschaften vom großen Botte aberkannt

wurde. Den Stubenmeistem speziell war vorgeschrieben,

bei den Versammlungen des großen Bottes, wie auch am

Ostermontag den Gesellschaftsobmann von seinem Hause auf
die Gesellschaft und von da wieder nach Hause, am

Ostermontag dann überdieß den Obmann und die übrigen Standesglieder

vom Zunfthause nach der Kirche zu begleiten.

Hinsichtlich der Titulaturen wurde in Folge eines

Anzuges am 6. März 1794 vom großen Botte festgesetzt: es

s») Heutzutage ist das Tragen solcher schwarzen Mäntel, früher

das Kostüm der Rathsglieder nnd die kleine Tenüe der
Geistlichen, fast nur auf die Trauerkleidung der nächsten Angehörigen
bei den Begräbnissen und zum Theil auf die festliche Kleidung der

männlichen Taufzeugen und der Kelchhalter beim Abendmahl auf
dem Lande beschränkt; doch auch in den Landgemeinden hat die

neue Zeit schon an vielen Orten die Mäntel als überflüssige Ausgabe

beseitigt; in der Stadt erscheinen beim Abendmahl die meist

„Geistlichen-Kelchhalter" noch im schwarzen Mantel.
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folle wie biSbet einem jeweiligen Obmann, obne Südftcbt

batauf ob et ein SJtitglieb beS gtoßen ob« beS fleinen SanjeS

feie, bet Sitel „hochgeachtet« £j«t" gufommen, einem Sunft*
genoffen, bet im gtoßen Sattje ftfee, betjenige eines „bocbgeebtten

|jetrn," bie übrigen Sunftgenoffen foUten mit „wobtgeebttet

§ett" angetebet wetben. Sad) bet StaatSumwätgung »on

1798 wutben biefe Sttutaturen an bie aUgemeine „Sütget"
»ettaufdjt, weichet Sitel auf» bet ©efeUfcbaft gum etften SJtale

am Sotgefefetenbotte »om 27. SJtärg 1798 feine Slnwenbung

fanb; gugletdj würben im SJtanual bie Serhanblungen unter
bet Uebetftebt „gteibeit, ©leicbbeit" eingettagen. Sodj nach

bem SBinbe, ber aus SBeften blies, taucbte febon 1800 wenigftenS

ber Sitel £ett wiebet auf, beffen ©ebtaud) mit bem 2. Oft.
biefeS SabteS wiebet beginnt.

SBaS ben Sefudj bet Setfammlungen betrifft, fo

ftnben wit untetm 18. $«bftmonat 1577 fotgenben Sefdjluß beS

gießen SotteS gegen beten nadjläfftgen Sefudj aufgegeidjnet:

baß, welch« nun binfüto ungbotfam wäre, wenn man bei ber

©tubentteu(@elübb) hütet (bietet), nit etfdjiene, bet foU baS

etfte SJtai gut Suß geben 5 Schilling; ift et gweimal nach ein*

anbei ungbotfam, fofl et legen 25 Schilling, ift et btümal un*

gbotfam, fofl ibm bet Schilt umgefebtt unb füt fein
Stubengefellgebalten wetben. Unb follen bie Stuben«

meifter alle gtonfaften foldje Süßen begieben, unb welch« b te nit
gütlich abgoblte, bot einem Sötte angetgen. SBenn man abet bei

bet Suß (nicht bei bet Stubentteu) hütet, fo läßt man eSbon

jebem gebt« bei 5 SdjiU. bleiben. Snt Sabte 1630 wutbe bie

Süße füt unbegtünbeteS StuSbleibeu beim gtoßen Sötte auf 10

ScbtU. gefefet. Sn fpätetn Seiten (g. S. febon 1757) ließ man eS

bei münblicben Gtmabnungen gu fleißigetem Sefucbebet
Sötte unb Sommifftonen bewenben. Sie neuem Segtemente

baben biefe SJiabnung in, baS bei bet Slufnobme auf bie
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solle wie bisher einem jeweiligen Obmann, ohne Rücksicht

darauf ob er ein Mitglied des großen oder des kleinen Rathes

seie, der Titel „hochgeachteter Herr" zukommen, einem Zunft-
genoffen, der im großen Rathe sitze, derjenige eines „hochgeehrten

Herm," die übrigen Zunftgenossen sollten mit „wohlgeehrter

Herr" angeredet werden. Nach der Staatsumwälzung von

1798 wurden diese Titulaturen an die allgemeine „Bürger"
vertauscht, welcher Titel auf» der Gesellschaft zum ersten Male

am Vorgesetztenbotte vom 27. März 1798 seine Anwendung

fand: zugleich wurden im Manual die Verhandlungen unter
der Uebersicht „Freiheit, Gleichheit" eingetragen. Doch nach

dem Winde, der aus Westen blies, tauchte schon 1800 wenigstens

der Titel Herr wieder auf, dessen Gebrauch mit dem 2. Okt.

dieses Jahres wieder beginnt.
Was den Besuch der Versammlungen betrifft, so

finden wir unterm 18. Herbstmonat 1577 folgenden Beschluß des

großen Bottes gegen deren nachlässigen Besuch aufgezeichnet:

daß, welcher nun hinfüro unghorsam wäre, wenn man bei der

Stubentreu (Gelübd) bütct(bietet), nit erschiene, der soll das

erste Mal zur Büß geben 5 Schilling; ist er zweimal nach

einander unghorsam, soll er legen 25 Schilling, ist er drümal

unghorsam, soll ihm der Schilt umgekehrt und für kein

Stubengesell gehalten werden. Und sollen die Stubenmeister

alle Fronfasten solche Bußen beziehen, und welcher die nit
gütlich abzahlte, vor einem Botte anzeigen. Wenn man aber bei

der Büß (nicht bei der Stubentreu) bötet, so läßt man es von

jedem Fehler bei 5 Schill, bleiben. Im Jahre 1630 wurde die

Buße für unbegründetes Ausbleiben beim großen Botte auf 10

Schill, gesetzt. In spätern Zeiten (z. B. schon 1757) ließ man es

bei mündlichen Ermahnungen zu fleißigerem Besuche der

Botte und Kommissionen bewenden. Die neuem Réglemente

haben diese Mahnung in das bei der Ausnahme auf die
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©efeUfdjaft abgulegenbe ©etübbe beS neuen Sunftgenoffe«

aufgenommen.

Som Stimmtedjte waten »on jebet bie SetgetbS«
tagten auSgefebloffen. Sie Sefcbtänfungen bet StuSübung

beS aftioen ©efellfcbaftStecbteS ftnb biefelben, wie fte in ben

SanbeSgefefeen aufgefteUt ftnb. Sn Segug auf ben SluSttitt
bei gewiffen Setbanblungen entfdjieb 1785 baS gtoße Sott,
baß wegen bet gelingen Slngabl ftimmfäbiget ©efeUfäjaftS--

gliebet betfelbe mit auf ©efdjwiftetfinbet noch bet

SlutSOetwanbtfcbaft unb SlUiangen eingefajtänft fein foUe,

nadj bem Seifpiele anbetet ©efettfdjaften. Slueb übet baS

SluSttittSoethältniß fefet baS ©emeinbegefefe bie aUgemein

gültigen Sorfdjriften auf.
Sie Sorfdjrift, baß jeber Stubengenoffe nach feiner Sin«

nabutc feinen SBappenfcbilb im ©efeUfcbaftSgimmer auffteüen

foUe, muß in frühe Seiten hinauftrieben, ba fdjon int 16ten

Sabthunbett baS Umfebten beS SdjilbeS alg „üblidje
Sttafe" füt gewiffe Setgehen unb Sftidjtoetfättmniffe »ot*

fömmt, obet audj nadj beS Setteffenben etfolgtem Sobe ftatt*

fanb. So finben wit, boß 1550 »om gtoßen Sötte bet

Sefdjtuß gefaßt wutbe, ben Sdjilb beS »etftotbenen §eint
SattletS umgufebten unb gu befeitigen ,,»on wegen feinet

»eriaffetieit§auSfrauen,"bodj foUten feine Snaben „ibrSOtutt«"
nit gu entgelten haben, fonbetn „üjieS frommen SaterS fei.

genießen." gemer würbe erfannt „boß man auf bie anbet

Seite fott machen etlidj Schilt, unb bie ben StubenginS geben,

als Sinb unb SBittfrauen, bie nit wachen (SBaajbienft

tbun), noch reifen, (ins gelb gieben), aUein ihr gut Sab* geben,

biefelben foll man bann ihrer Säter Sajilt auf biefelbe ©eite

tbun."
Sad) einem anbetn Satbfdjlage bon 1551 foUte allen

ben Stubengefeflen, bie nach etbaltenet SBarnung in bet
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Gesellschaft abzulegende Gelübde des neuen Zunftgenosse»

aufgenommen.

Vom Stimmrechte waren von jeher die Vergelds-
tagten ausgeschloffen. Die Beschränkungen der Ausübung
des aktiven Gesellschaftsrechtes sind dieselben, wie sie in den

Landesgesetzen aufgestellt sind. In Bezug auf den Austritt
bei gewissen Verhandlungen entschied 1785 das grobe Bott,
daß wegen der geringen Anzahl stimmfähiger Gesellschaftsglieder

derselbe nur auf Geschwisterkinder nach der

Blutsverwandtschaft und Allianzen eingeschränkt sein solle,

nach dem Beispiele anderer Gesellschaften. Auch über das

Austrittsverhältniß setzt das Gemeindegesetz die allgemein

gültigen Vorschriften auf.
Die Vorschrift, daß jeder Stubengenosse nach seiner An»

nähme seinen Wappenschild im Gesellschaftszimmer ausstellen

solle, muß in frühe Zeiten hinaufreichen, da schon im 16ten

Jahrhundert das Umkehren des Schildes als „übliche

Strafe" für gewisse Vergehen und Pflichtversäumnisse

vorkömmt, oder auch nach des Betreffenden erfolgtem Tode

stattfand. So finden wir, daß 1556 vom großen Botte der

Beschluß gefaßt wurde, den Schild des verstorbenen Heini
Sattlers umzukehren und zu beseitigen „von wegen seiner

verlassenen Hausfrauen," doch sollten seine Knaben „ihr Mutter"
nit zu entgelten haben, sondern „ihres frommen Vaters fel.

genießen." Ferner wurde erkannt „daß man auf die ander

Seite soll machen etlich Schilt, und die den Stubenzins geben,

als Kind und Wittfrauen, die nit wachen (Wachdienst

thun), noch reisen, (ins Feld ziehen), allein ihr gut Jahr geben,

dieselben soll man dann ihrer Väter Schilt auf dieselbe Seite

thun."
Nach einem andern Rathschlage von 1551 sollte allen

den Stubengesellen die nach erhaltener Warnung in der
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beftimmten grift ihre ©ebulb ber Stube niebt abgetragen batten,
bei ©djitb umgefebtt wetben.

SllS 1634 bet Slngug gefdjab, ob man bie „©djilten weg«

tbun woUe obet nicht," «fannte bie SJtebtbeit, boß „felbige
Wie »on SlltetS Ijet »«bleiben, auch biejenigen ©tubengefeUen,

fo ibre noch nicht borgeben, fte ruften laffen unb bortbun,
bie ©tubenmeifter felbige ber Orbnung nach fteUen foUen."

Snbeffen fdbetnt biefe Sotfdjtift im Setlottfe bet Seit in
Setgeffenbeit geratben gu fein, als 1721 aus Slnlaß beS neu

aufgebauten ©efellfdjaftSbatifeS, bie Sotgefefeten einmütig
befdjloffen, im Saale beS mittlem StodwetfeS eine Safel
mit ben Samen unb SBappen, fowobl bet $«ten Sor*

gefefeten, als ber Stubengefeflen auffteUengu laffen. Sie Safel

mit »ergolbeten Sabmen unb Ginfaffungen ber Schübe warb

im Sotgimmet beS Serfammlttnggfaateg an bie SBanb be*

feftigt, wo fie nod) gegenwättig fid) beflnbet, gab abet, „weil
bie Situlatut obet 5jßräbtfat eines $errn ungleich unb nicht

in Slllem nad) ©ebübr eingerichtet unb bemablet feie," Slnlaß gu

Sefdjwetben, fo baß boS Sotgefefetenbott 1726 Sefebl gab,

„fobalb möglich" ben Sitel „§«tn" überall burdjguftteidjen;
überbieß würbe bie Slnfertigung einer gweiten Safel für bie

fetttjer neu Slufgenommenen unb bie Siadjfotgenben angeorbnet.
SllS auch biefe ausgefüllt wor, erhielten 1793 bte Stuben«
meifter, benen überijaupt bie Sriigeiaufftdjt »her gehörige

StuSfübrung ber SBappenfajilbe nadj Sorfdjrift beS bürg er*

lidj*obttgf ei Hieben StammwappenbudjS oblag, ben

Stufttag, eine brttte Safel »erfertigen gu laffen 71). gür SluS*

">) 1817 madjte faufleuten bei ben ©tabtbeberben einen beral*
bifeben Sedjtsftreit mit ber auf Slffcn günftigen gamilie Hermann
anhängig, weldje urfprfinglid) einen SMiimenfopf in ihrem SBappen

führte nnb bann in neuerer 3eit benfelben mit bem SSitber »er*
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bestimmten Frist ihre Schuld der Stube nicht abgetragen hätten,
der Schild umgekehrt werden.

Als 1634 der Anzug geschah, ob man die „Schilten weg»

thun wolle oder nicht," erkannte die Mehrheit, daß „selbige
wie von Alters her verbleiben, auch diejenigen Stubengesellen,
so ihre noch nicht dargeben sie rüsten lasten und darthun,
die Stubenmeister selbige der Ordnung nach stellen sollen."
Indessen scheint diese Vorschrift im Verlaufe der Zeit in
Vergessenheit gerathen zu fein, als 1731 aus Anlaß des neu

aufgebauten Gesellschaftshauses, die Vorgesetzten einmüthig
beschlossen, im Saale des mittlern Stockwerkes eine Tafel
mit den Namen und Wappen, sowohl der Herren

Vorgesetzten, als der Stubengesellen aufstellen zu lassen. Die Tafel

mit vergoldeten Rahmen und Einfassungen der Schilde ward

im Vorzimmer des Versammlungssaales an die Wand

befestigt, wo sie noch gegenwärtig sich befindet, gab aber, „weil
die Titulatur oder Prädikat eines Herrn ungleich und nicht

in Allem nach Gebühr eingerichtet und bemahlet seie," Anlaß zu

Beschwerden, so daß das Vorgesetztenbott 1736 Befehl gab,

„sobald möglich" den Titel „Herrn" überall durchzustreichen;

überdieß wurde die Anfertigung einer zweiten Tafel für die

seither neu Aufgenommenen und die Nachfolgenden angeordnet.

Als auch diese ausgefüllt war, erhielten 1793 die Stubenmeister,

denen überhaupt die Polizeiaufsicht über gehörige

Ausführung der Wappenschilde nach Vorschrift des

bürgerlich-obrigkeitlichen Stammwappenbuchs oblag, den

Auftrag, eine dritte Tafel verfertigen zu lassen Für Aus-

'») 1817 machte Kaufleuten bei den Stadtbehörden einen
heraldische» Rechtsstreit mit der auf Affen zünftigen Familie Hermann
anhängig, welche ursprünglich einen Blumentopf in ihrem Wappen
führte und dann in neuerer Zeit denselben mit dem Widder ver-
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befferung bet Safein unb ftete gottfübrang erfolgten bon 3eit

gu Seit fadjbegüglidje Sefdjlüffe.

3m Sabre 1818 würbe ber ©efeUfajaftSfaat felbft mit
einet SSappentafel allet auf bet ©efeUfdjaft gu

Saufleuten günftigen ©efd)leebtet »ergiert, welche

ber in bet betalbifeben SJtalerei fo »orgügticbe Sunftmaler

Gmanuel SBoß ausführte, unb bie bei jebet Slnnabme bet

Sunft butd) eine gamilie jeweilen »etooflftänbigt witb.
SaS ©efellfdjaftSwappen bat im Weißen gelbe baS

Stuftbilb eineS otientaltfdjen SaufmannS in einem totben
SJtantel mit Setgttagcn. Gt ttägt einen gelb unb blauen Sutban

mit einem totben giemttd) gtoßen Styfel mit golbenet Ouafte.

©djilbbaltet ift ebenfalls ein teicbgefdjmüdtet otientatifdjet

Saufmann (Sltmeniet).

V. tftnanäielTc "ö"ert)iiftnilje.

1. SinaujqucIIcn; Silbung uub iBcrmcljruiig fcc« (ScCellfcbaftS*

gutes.

Sie alte fte ©teuet, welche bie ©efeflfebaft gut Se*

ftiebigung ibt« Sebüifntffe unb Setpflicbtungen gufammen*

gutegen batte, wat baS iljten SluSgügem ins gelb mitgu«

gebenbe St eis gelb, wooon fdjon »ot bet SJtitte beS »ietgebnten

SabtbunbettS bie «ften ©puten ftd) »otfinben; tbatfädjticb

fiel fte «ft in bet gweiten £älfte beS adjtgebnten 3abri)unbertS

taufet Ijotte, welcher bas SBappen ber auf Jtaufleuten günftigen,
jejjt im SRannSfiamine auSgefiorbenen, in älterer 3eit eingeburger«
ten gamilie Hertmann ifi. Obfdjon beten legtet in HoKanb
lebenbet Sprößling ter ©adje feine redjtlid)e gofge geben wottte,
fo leiflete ^auffeilten wegen bet möglichen nadjtljeiligen golgen
wiftfürlitber SBoppensftänbentng bie »on bei Surgetfammet ge*

fotberten biftorifdjen Stadjweife, bis giilejjt ber S3lttmentopf unb
bet SBitb« jeber in feine Stechte ftd) Wiebet eingefcj)t fatjen.

108

besserung der Tafeln und stete Fortführung erfolgten von Zeit

zu Zeit sachbezügliche Beschlüsse.

Im Jahre 1818 wurde der Gesellschaftssaal selbst mit
einer Wappentafel aller auf der Gesellschaft zu
Kaufleuten zünftigen Geschlechter verziert, welche

der in der heraldischen Malerei so vorzügliche Kunstmaler

Emanuel Wyß ausführte, und die bei jeder Annahme der

Zunft durch eine Familie jeweilen vervollständigt wird.
Das Gesellschaftswappen hat im weißen Felde das

Brustbild eines orientalischen Kaufmanns in einem rothen

Mantel mit Pelzkragen. Er trägt einen gelb und blauen Turban

mit einem rothen ziemlich großen Zipfel mit goldener Quaste.

Schildhaltcr ist ebenfalls ein reichgeschmückter orientalischer

Kaufmann (Armenier).

V. finanzielle Verhältnisse.

t. Finauzquellen; Bildung und Vermehrung des GesellschoftSs

gutes.

Die älteste Steuer, welche die Gesellschaft zur
Befriedigung ihrer Bedürfnisse und Verpflichtungen zusammenzulegen

hatte, war das ihren Auszügern ins Feld

mitzugebende Neisgeld, wovon schon vor der Mitte des vierzehnten

Jahrhunderts die ersten Spuren sich vorfinden! thatsächlich

siel sie erst in der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts

tauscht hatte, welcher das Wappen der auf Kaufleuten zünftigen,
jetzt im Mannsstamme ausgestorbenen, in älterer Zeit eingebürgerten

Familie Herrmann ist, Obschon deren letzter in Holland
lebender Sprößlinz rcr Sache keine rechtliche Folge geben wollte,
so leistete Kaufleuten wegen der möglichen nachtheiligen Folgen
willkürlicher Wappenveränderung die von der Burgerkammer
geforderten historischen Nachweise, bis zuletzt der Blumentopf und
der Widder jeder in seine Rechte sich wieder eingesetzt sahen.


	Burgerrechtserwerbung ; Annahme der Gesellschaft und ihre Organisation

